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Regionale Schlüsselakteure in der neuen globalen Ordnung

Auf einen Blick 
Im Zuge dieses Projekts wurde die außenpolitische Positionierung von Indien, 
Kenia, Kolumbien und der Türkei – vier sehr unterschiedlichen, sich jeweils als 
Schlüsselakteur in der jeweiligen Region verstehenden Ländern – untersucht. 
Es können folgende Rückschlüsse für die (Außen-)Politik Deutschlands und der 
Europäischen Union im Umgang mit diesen und anderen Staaten, zu denen 
strategische Partnerschaften intensiviert und ausgebaut werden sollen, 
gezogen werden:

1.     Deutschland und die EU müssen sich vom „Lagerdenken“ verabschie-
den und mehr Ambiguitätstoleranz entwickeln. 

 › Die politische Kategorie des „Westens“ ist für ein tieferes Verständnis der 
Umbrüche auf globaler Ebene wenig hilfreich. Die ihm innewohnende 
„Zweiteilung der Welt“ wird dieser in ihrer heutigen Komplexität nicht 
gerecht und ist außerdem normativ überfrachtet und exklusiv.  

 › Deutschland und die EU sollten mehr Ambiguitätstoleranz entwickeln und 
die übergeordnete edeutung einer Partnerschaft trotz mancher Di eren-
zen in den Vordergrund stellen. Dabei sind Mehrdeutigkeiten auszuhalten, 
auf vorgefertigte Positionen ist zu verzichten, insbesondere, wenn diese 
den Anspruch einer moralischen Richtigkeit erheben. Vor allem sollten es 
Deutschland und die EU vermeiden, den Partnerländern eine Entscheidung 
„für eine Seite“ abzuverlangen.  

 › Deutschland und die EU müssen darauf vorbereitet sein, dass sich (mögliche) 
Partner pragmatisch und fordernd positionieren. Vermeintliche Inkonsis-
tenzen in Fragen der internationalen Ordnung sind oft Ausdruck einer 
interessengeleiteten Außen-, Wirtschafts- und Handelspolitik, die darauf 
schließen lassen, dass alternative Angebote zur Kooperation bestehen.  
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2.     Deutschland und die EU sollten die „Zugeneigten“ nicht vernachlässigen. 

 › Länder wie in dieser Studie Kenia und Kolumbien sollten nicht fälschlicher-
weise als „selbstverständliche Partner“ gesehen werden, weil das zu einer 
schleichenden Vernachlässigung führen kann und als solche von diesen 
wahrgenommen wird. 

 › Deutschland und die EU sollten diese Länder viel mehr als wichtige Kommu-
nikationsadern und Brückenbauer in den sogenannten Globalen Süden 
verstehen, mit denen auch ergebniso en zu kritischen Themen gesprochen 
werden kann. Das Hinterfragen eigener Positionen und auch die Divergenzen 
in der Bewertung der globalen Veränderungen sind hier zentral  die häu g 
unterschiedlichen Signale seitens der EU an die Partnerländer oft hinderlich.

 › Mittelgroße Länder wie Kenia und Kolumbien stehen international weniger 
im Mittelpunkt und verfügen über geringere Ressourcen. Deutschland und 
die EU können dort mit überschaubarem Mitteleinsatz in verschiedensten 
Politikbereichen Angebote machen, die gute Chancen auf gewinnbringende 
Umsetzung für beide Seiten haben. In Zeiten von knapper werdenden 
eigenen Ressourcen ist diese Abwägung für das deutsche Außenhandeln  
kein zu vernachlässigender Punkt. 

3.     Deutschland und die EU sollten Reformansätze der Partnerländer  
für das internationale System unterstützen.

 › Alle untersuchten Länder erheben nachvollziehbare Ansprüche auf eine 
größere Repräsentation und Mitsprache im internationalen System. Nur 
durch eine ernsthafte Auseinandersetzung mit diesen Erwartungen und 
eine Unterstützung, wo sich diese mit den eigenen Interessen decken, 
können Deutschland und die EU als vertrauenswürdige Partner bei einer 
Reform des internationalen Systems wahrgenommen werden. 

 › Eine Reform des internationalen Systems wird nicht ganz ohne substanzielle 
Zugeständnisse seitens Deutschlands und der EU zugunsten der bisher 
unterrepräsentierten Länder möglich sein. Sich diesen Reformansätzen 
trotz innenpolitischer Zwänge nicht zu verschließen, ist notwendig, damit 
Deutschland und die EU nicht an Glaubwürdigkeit verlieren. 

Regionale Schlüsselakteure in der neuen globalen Ordnung
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-
politik. 

 › Ein vertieftes Wissen um die tatsächlichen Interessen und dringendsten 
Bedürfnisse eines Landes ist unentbehrlich, will Deutschland seine Zusam-
menarbeit mit einem Land auf- oder ausbauen. Die deutschen Auslandsver-
tretungen sind dafür essenziell, wurden jedoch in den vergangenen zehn bis 
15 Jahren zugunsten von Stellen in Berlin reduziert. Eine gute Abstimmung 
aller im deutschen Regierungsauftrag tätigen Organisationen vor Ort ist in 
Zeiten knapper werdender Ressourcen wichtiger denn je.

 › Deutschland muss klar benennen, welche seine Prioritäten in der Zusam-
menarbeit mit einem spezi schen Land sind. Es braucht jedoch auch 
kohärente Strategien, die nicht nur Werte und Grundsätze festlegen, 
sondern ebenso die deutschen Interessen und Ziele über Politikbereiche 
hinweg klar de nieren und geostrategische Aspekte einbeziehen. So 
verfügen die Partnerländer über eine bessere Grundlage, auch längerfris-
tige Interessensüberschneidungen zu erkennen. 

 › Durch die Verknüpfung dieser nach außen und innen gerichteten Elemente 
könnte Deutschland eine Politik des pragmatischen Umgangs mit Werten 
und Interessen anstoßen. Es würde dadurch in seinem internationalen 
Auftreten sowohl an Attraktivität als auch an Glaubwürdigkeit gewinnen 
und sich somit von anderen Akteuren unterscheiden.



Inhalt

Einleitung 8

 
Christian Wagner 

1. Indien in der neuen globalen Ordnung 12

2. Die außenpolitische Positionierung Indiens 14

3.  Wie blickt Indien auf Europas/Deutschlands Rolle  
in der neuen Weltordnung? 22

4.  Ausblick und Handlungsempfehlungen für deutsche  
und europäische Akteure 24

Kenia: Europas Lebensader in den Globalen Süden? 32 

1. Kenia in der neuen globalen Ordnung 32

2.  Die außenpolitische Positionierung Kenias 38

3.  Wie blickt Kenia auf Europas/Deutschlands Rolle  
in der neuen Weltordnung? 44

4.  Ausblick und Handlungsempfehlungen für deutsche  
und europäische Akteure  46



Kolumbien: Ambivalenzen einer aspirational power 54 
Günther Maihold

1. Kolumbien in der neuen globalen Ordnung 54

2. Die außenpolitische Positionierung Kolumbiens 58

3.  Wie blickt Kolumbien auf Europas/Deutschlands  
Rolle in der neuen Weltordnung? 60

4.  Ausblick und Handlungsempfehlungen für deutsche  
und europäische Akteure 66

Türkei: Im Westen bleiben, autonom handeln  73 
Bruno Hamm-Pütt, Daria Isachenko 

1. Die Türkei in der neuen globalen Ordnung  73

2. Die außenpolitische Positionierung der Türkei  76

3.  Wie blickt die Türkei auf Europas/Deutschlands Rolle  
in der neuen Weltordnung? 84

4.  Ausblick und Handlungsempfehlungen für deutsche  
und europäische Akteure 86

Handlungsempfehlungen und Ausblick 92

Abstimmungsverhalten von Indien, Kenia, Kolumbien 
und der Türkei in der UN-Vollversammlung im Vergleich  
zu weiteren Ländern 97

Autorinnen und Autoren 99



8

Einleitung

Deutschland und die Europäische Union benötigen heute mehr denn je ver-
lässliche Partner in der Welt. Wie sehr sie sich bei der Suche nach (neuen) 
Partnern von den eigenen Interessen, zu denen auch die Durchsetzung  
der eigenen Werte gehört, leiten lassen, ist ein viel untersuchter Aspekt der 
Außenpolitik. Was in die Analysen seltener einbezogen wird, ist die Perspektive 
der (potenziellen) Partnerländer, deren eigene Interessen, spezi sche Abhän-
gigkeiten, Eingebundensein in regionale Ordnungen und vieles mehr. Genau 
hier will dieses Projekt ansetzen. 

Entstanden aus einem gemeinsamen Interesse der Stiftung Wissenschaft und 
Politik (SWP) und der Konrad-Adenauer-Stiftung an den Herausforderungen 
Deutschlands in dieser sich verändernden Weltordnung, ist das Ziel des Pro-
jekts, aus vier Weltregionen je ein Land und dessen außenpolitische Positionie-
rungen genauer zu untersuchen und damit auch den Blick auf globale Ord-
nungsfragen zu weiten. Dabei spielten die jeweiligen Perspektiven dieser vier 
Länder auf die Weltordnung, außenpolitische Traditionen, aber auch wirt-
schaftliche, militärische oder politische Abhängigkeiten eine Rolle. Ebenso os-
sen innenpolitische Faktoren sowie das Selbstverständnis als Regionalmacht 
beziehungsweise Schlüsselakteur in der Region in die Analyse ein. Abschlie-
ßend war die Frage, wie diese vier Länder Deutschland und die Europäische 
Union in der sich im Umbruch be ndlichen Weltordnung wahrnehmen, Teil 
der Analyse.

Länderauswahl

Für die Studie wurden vier Länder ausgewählt, die in ihren jeweiligen Regionen 
wichtig sind (gemessen an Indikatoren wie Bruttoinlandsprodukt, Bevölkerungs- 
größe und diplomatischem Engagement), wenngleich ihr Gewicht sowohl  
regional als auch global erheblich variiert: Indien, Türkei, Kolumbien und Kenia. 
Entscheidend für die engere Auswahl waren drei Kriterien: eine angenommene 
like-mindedness mit Deutschland und der EU; die jeweilige Rolle in der Region 
beziehungsweise für die globale Ordnung insgesamt; das jeweilige Verhältnis 
zu China und Russland. 
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Alle ausgewählten Länder sind Demokratien, wenngleich die demokratischen 
Systeme teilweise stark unter Druck geraten sind.1 Mit Indien und der Türkei 
wurden zwei sehr große und vielfach untersuchte Länder gewählt, deren  
Status als Regionalmächte unumstritten ist, deren eigene Ambitionen sogar 
noch darüber hinausgehen. Mit Kolumbien und Kenia sind zwei Länder Teil 
der Studie, die zwar in ihrer jeweiligen Region von Bedeutung sind, im globalen 
Konzert der Mittelmächte jedoch nicht in der ersten Reihe spielen.

Vorgehen

Neben Sekundärliteratur wurden in den Länderanalysen auch Informationen 
aus zahlreichen Workshops und Hintergrundgesprächen einbezogen, die zwi-
schen September 2023 und Februar 2024 von den Expertinnen und Experten 
der SWP und den jeweiligen Auslandsbüros der Konrad-Adenauer-Stiftung in 
Nairobi, Ankara und Bogotá organisiert und durchgeführt wurden. An den 
Workshops und Hintergrundgesprächen nahmen Vertreterinnen und Vertreter 
von Regierungsbehörden, Parlamenten und Parteien, Universitäten, interna-
tionalen Organisationen und Thinktanks sowie Journalistinnen und Journalisten 
des jeweiligen Landes teil. Im Fall von Indien ist die Berichterstattung des  
Auslandsbüros der Konrad-Adenauer-Stiftung in Neu-Delhi in die Analyse  
einge ossen.

Zum Globalen Süden

Der Begri  des „Globalen Südens“ wird in dieser Publikation jeweils im Kontext 
der Darstellung und Perspektive des untersuchten Landes verwendet. Dieser 
wird häu g abkürzend für postkoloniale Länder in Asien, Afrika und Latein-
amerika gebraucht. Analytisch handelt es sich um eine relationale Kategorie, 
die historisch gewachsene politische und ökonomische Ungleichheiten im  
internationalen System abbildet, die aktuelle weltpolitische Entwicklungen 
beein ussen. In dieser Studie wird der Begri  von den Autorinnen und Autoren 
verwendet, um für die Bedeutung von Marginalisierungserfahrungen zu sensi-
bilisieren, die sich zum Beispiel in neuen multilateralen Bündnissen ausdrücken. 
Der Begri  ist also weder primär geogra sch zu verstehen, noch dient er dazu, 
gemeinsame Eigenschaften oder Verhaltensmuster einer Staatengruppe zu 
identi zieren. 

Einleitung



Regionale Schlüsselakteure in der neuen globalen Ordnung

Aus Sicht der Konrad-Adenauer-Stiftung ist der Terminus problematisch, weil 
er teilweise zu der Unterstellung genutzt wird, es handele sich um einen ein-
heitlichen Block an Ländern mit ähnlichen Positionen und Interessen. Die Welt 
in zwei Hälften zu teilen – den unterprivilegierten, armen Süden (vormals Ent-
wicklungs- und Schwellenländer) und den reichen Norden (vormals Industrie-
länder) – wird der Realität jedoch nicht gerecht. Durch diese Unschärfe kann 
der Begri  leicht instrumentalisiert oder politisch eingesetzt werden – etwa 
von Ländern, die sich zur Durchsetzung ihrer eigenen Interessen als Sprach-
rohr des Globalen Südens darstellen. Ursprünglich eingeführt, um eine Wer-
tung von Ländern als noch zu entwickelnde Länder zu vermeiden, ist er in der 
aktuellen Verwendung selbst nicht interessens- und wertfrei, sondern im Ge-
genteil vielmehr politisch aufgeladen. Da der Begri  in den hier untersuchten 
Ländern gebraucht wird, gehört er zur angestrebten Analyse der vier Länder, 
um deren Positionierung zu verstehen.

Das Eintauchen in die Perspektiven der Partnerländer und die daraus folgen-
den Erkenntnisse aus diesem Projekt sollen schließlich dazu dienen, Rück-
schlüsse für die (Außen-)Politik Deutschlands und der Europäischen Union im 
Umgang mit diesen und anderen Staaten zu ziehen, zu denen strategische 
Partnerschaften intensiviert und ausgebaut werden sollen. Ob uns das gelun-
gen ist, lassen wir Sie, liebe Leserin, lieber Leser, beurteilen und freuen uns 
über Ihre kritische Rückmeldung! 

Dr. Peter Fischer-Bollin 
Leiter der Hauptabteilung Analyse und Beratung, Konrad-Adenauer-Stiftung 

Caroline Kanter 
Stellv. Leiterin der Hauptabteilung Europäische und Internationale  
Zusammenarbeit, Konrad-Adenauer-Stiftung

1 Die Frage, ob und inwiefern es sich bei diesen Ländern noch oder vielleicht schon nicht 
mehr um demokratische Staaten handelt, war für dieses Projekt nicht zentral.

10
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Indien



 
globalen Ordnung

Christian Wagner

Indien ist ein zentraler, aber auch schwieriger Partner für die deutsche Außen-
politik. Beide Seiten eint das Interesse an einer regelbasierten Ordnung im 
Indo-Pazi k. Das Festhalten Indiens an einer unabhängigen Außenpolitik und 
die autokratischen Entwicklungen im Innern werden von Deutschland eine 
Konzentration auf die gemeinsamen Interessen erfordern. 

1. Indien in der neuen globalen Ordnung

Indien zählt ohne Frage zu den Gewinnern der neuen globalen Ordnung. Das 
Land hat in den letzten Jahren einen bemerkenswerten internationalen Auf-
stieg erfahren. Indien hat durch seine hohen Wachstumszahlen des Bruttoin-
landsprodukts (BIP) wirtschaftlich an Attraktivität gewonnen und sieht sich als 
am schnellsten wachsende Demokratie. Zudem pro tiert das Land von der 
zunehmenden Rivalität zwischen China und den USA. Indien gilt, nicht zuletzt 
aufgrund seiner demokratischen Traditionen, für die westlichen Staaten als 
natürlicher und unverzichtbarer Partner im Indo-Pazi k. Allerdings versteht 
sich Indien als nicht-westliches Land, wenn auch nicht als anti-westliches 
Land.1 Deshalb ist nicht zu erwarten, dass sich Indien in dem Kon ikt zwischen 
China und den USA einseitig positionieren wird, sondern es wird in erster Linie 
seine eigenen Interessen verfolgen. Seit der Unabhängigkeit 1947 streben indi-
sche Regierungen eine führende Rolle im internationalen System an. Indien 
versteht sich als Pol in einer künftigen multipolaren Weltordnung. Nie zuvor 
dürfte die Chance, dies zu erreichen, besser gewesen sein als unter den  
gegenwärtigen Konstellationen. 

Indiens internationale Bedeutung bestimmt sich bislang eher durch seine  
demogra sche Größe als durch seine wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, seine 
politischen Initiativen oder seine militärischen Machtprojektionen. Mit circa 1,4 
Milliarden Menschen repräsentiert Indien circa ein Sechstel der Weltbevölkerung. 

12
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Indien ist damit in allen Global-Governance-Foren zu Umwelt-, Klima- und 
Energiefragen ein zentraler Akteur. Auch Indiens kaufkräftige Mittelschicht ist 
eine Größe im globalen Vergleich. Die Größe dieser Gruppe schwankt je nach 
De nition zwischen 30 Prozent der Bevölkerung, das heißt circa 450 Millionen 
und weniger als 100 Millionen Menschen.2 Wenn man von zehn Prozent kauf-
kräftiger Mittelschicht ausgeht, würden diese circa 140 Millionen Menschen im 
globalen Vergleich zu den zehn größten Staaten weltweit gehören. Die indi-
sche Mittelschicht ist damit ein attraktiver Markt für Unternehmen und birgt 
ein großes Potenzial an Fachkräften für Deutschland und Europa. Trotz der 
wirtschaftlichen Entwicklung leben in Indien im globalen Vergleich weiterhin 
eine große Zahl an Menschen in Armut. Der globale Kampf gegen Armut wird 
nur erfolgreich sein, wenn Indien die Sustainable Development Goals (SDGs) 
der Vereinten Nationen (VN) erreicht. 

Wirtschaftlich ist Indien zwar mittlerweile die fünftgrößte Volkswirtschaft, zählt 
jedoch mit einem Pro-Kopf-Einkommen von circa 2.400 US-Dollar (2022) nur 
zur Gruppe der lower middle income-Staaten.3 Seit der Liberalisierung 1991 
hat Indien eine Reihe von Erfolgen zu verzeichnen. Das Wirtschaftswachstum 
des BIP ist mit sechs bis sieben Prozent mittlerweile höher als in China. Im 
Vergleich zu westlichen Industriestaaten hat Indien eine junge Bevölkerungs-
struktur, die dem Land bis circa 2040 eine demogra sche Dividende ermög-
licht.4 Die technologische Leistungsfähigkeit zeigt sich unter anderem in den 
Erfolgen der indischen IT- und Softwareindustrie, aber auch in der unbemannten 
Mondlandung im Sommer 2023. 

Die wirtschaftliche Entwicklung steht aber auch einer Reihe von strukturellen Pro-
blemen gegenüber. Das geringe Pro-Kopf-BIP und die niedrige Steuerquote im 
Vergleich mit der Peergroup der G20-Staaten erlauben es nicht, die Ressourcen in 
reale Kapazitäten umzuwandeln.5 Die geringen Investitionen in ö entliche Güter 
wie Bildung und Gesundheit bedrohen die Aussicht auf die demogra sche Divi-
dende. Indien rangierte 2022 auf dem Index der menschlichen Entwicklung nur 
auf Platz 132 von 191 Staaten.6 Die Alphabetisierungsrate lag 2022 mit circa 77 
Prozent unter dem globalen Durchschnitt und unter den Werten ost- und südost-
asiatischer Schwellenländer.7 Der Ausbau des verarbeitenden Sektors stagniert, 
die Arbeitslosigkeit gilt als eines der größten Probleme, die Erwerbstätigkeit von 
Frauen ist im regionalen und internationalen Vergleich mit 23 Prozent niedrig und 
noch immer sind circa 90 Prozent der Beschäftigten im informellen Sektor tätig.8 

Indien



Regionale Schlüsselakteure in der neuen globalen Ordnung

Bislang pro tiert Indien nur begrenzt von der De-Risking Strategie vieler Unter-
nehmen, die durch die Verlagerung ihrer Produktionsstandorte ihre Abhängig-
keit von China verringern wollen. Es gibt zwar spektakuläre und medienwirk-
same Industrieansiedlungen von Firmen wie Apple und Foxconn, doch leidet 
Indien im internationalen Standortwettbewerb weiter unter einer schlechten 
Infrastruktur, überbordender Bürokratie, eine komplizierte Arbeitsgesetzge-
bung und unzureichenden Bildungsniveaus. Die ausländischen Direktinvesti-
tionen sind rückläu g und erreichten 2022 den niedrigsten Stand seit Mitte 
der 2000er-Jahre.9 Der Anteil der einheimischen Investitionen am BIP ist seit 
2012 ebenfalls rückläu g.10 Die neue Wirtschaftspolitik des Atmanirbhar Bha-
rat (Self-Reliance, Eigenständigkeit), die Premierminister Modi im Sommer 
2020 verkündete, versucht den Spagat zwischen der Stärkung der nationalen 
Wirtschaft und der Förderung ausländischer Investitionen.

Indiens internationaler Aufstieg, der sich seit den 1990er-Jahre unter anderem 
an der gestiegenen Zahl von strategischen Partnerschaften mit G20-Staaten 
ablesen lässt, ist deshalb in erster Linie eine Wette auf die Zukunft. Das größte 
Land der Welt spielt automatisch eine wichtige Rolle in vielen internationalen 
Fragen. Wenn es Indien gelingt, seine wirtschaftlichen Potenziale zu nutzen, 
dann werden sich seine Fähigkeiten als „rule shaper“ auf immer mehr Berei-
che der internationalen Politik auswirken.11

2. Die außenpolitische Positionierung Indiens

Die nationale Ebene

In außenpolitischen Fragen gibt es einen breiten parteiübergreifenden Kon-
sens. Alle regierenden Parteien haben seit der Unabhängigkeit 1947 eine grö-
ßere internationale Rolle Indiens beansprucht und mit unterschiedlichen Mit-
teln verfolgt. 

Indiens erster Premierminister Jawaharlal Nehru erklärte bereits 1946, dass 
das internationale System nach dem Zweiten Weltkrieg von vier Staaten be-
stimmt würde: den USA, der Sowjetunion, China und Indien.12 Nehru setzte auf 
die Blockfreiheit, um den neuen dekolonisierten Staaten einen eigenen Platz 
im internationalen System zu geben. Seine Tochter, Premierministerin Indira 
Gandhi, unterstrich Indiens globale Ambitionen mit dem ersten Nukleartest 
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1974. Seit den 1990er-Jahren fordern indische Regierungen einen ständigen 
Sitz im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen. 

Seit dem Amtsantritt von Premierminister Modi 2014 ist der Diskurs über die 
indische Zivilisation als Grundlage für Indiens internationale Ansprüche stär-
ker in den Vordergrund gerückt. Bereits Nehru hatte Indiens internationale 
Ansprüche mit dem Verweis auf die Zivilisation, Geschichte und Tradition des 
Landes begründet.13 Nehru hatte ein säkulares Verständnis der indischen  
Zivilisation, das alle Religionsgruppen umfasste. Modi steht mit seiner indischen 
Volkspartei hingegen für den Hindu-Nationalismus, sodass das Konzept der 
Zivilisation jetzt eine stärkere religiös-nationalistische Ausprägung hat.14 Premier- 
minister Modi leitet aus dieser Idee der Zivilisation auch den Anspruch ab, 
dass Indien ein Lehrer für die Welt (Vishwaguru) und die Mutter der Demokratie 
sei, auch wenn deren Ausgestaltung nur wenig mit den westlichen Vorstellungen 
gemein haben dürfte.15 Der Rückgri  auf die Idee der Zivilisation ermöglicht 
Indien zugleich die Gleichrangigkeit mit China. So erklärte Außenminister  
Jaishankar im Januar 2021 selbstbewusst, „civilisational states like India and 
China must always take the long view.“16

Die Übereinstimmung zwischen den Parteien erklärt sich daraus, dass auf-
grund der enormen innenpolitischen Herausforderungen außenpolitische 
Fragen bei Wahlen zumeist im Hintergrund standen. Allerdings spielten außen-
politische Fragen bei der Wahl 2024 eine deutlich größere Rolle als zuvor.  
Premierminister Modis umfangreiche Reisediplomatie, seine Ansprache an  
die indische Diaspora, sein Anliegen, Indien einen gebührenden Platz auf der 
internationalen Bühne zu verscha en und nicht zuletzt die G20-Präsident-
schaft 2023 dürften dazu beigetragen haben. Im Rahmen des G20-Vorsitzes 
hat die indische Regierung auch zahlreiche Veranstaltungen in indischen Städ-
ten durchgeführt und damit außenpolitische Themen stärker als zuvor in die 
Gesellschaft getragen. Dies schlug sich auch in Umfragen nieder. So sagten 2023 
68 Prozent der befragten indischen Bevölkerung, dass der globale Ein uss 
ihres Landes gewachsen sei. 33 Prozent der Befragten sahen Indien als das 
Land mit dem größten Ein uss in Asien, noch vor den USA und China.17 Diese 
Selbstwahrnehmung deckt sich allerdings nicht mit der Fremdwahrnehmung. 
So hat Indien in westlichen Staaten in den letzten Jahren eher an Ansehen 
verloren.18 In Südostasien gilt Indien als Staat mit geringer strategischer Rele-
vanz für die Region.19
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In Indien ist die außen- und sicherheitspolitische Community weiterhin relativ 
klein. Die ö entlichen Debatten über Außenpolitik werden vor allem von  
ehemaligen Diplomatinnen und Diplomaten und Generälen geführt, die einen 
breiten Grundkonsens in außen- und sicherheitspolitischen Fragen teilen.  
Außenwirtschaftliche Themen werden hingegen vergleichsweise wenig thema-
tisiert.

Seit dem Amtsantritt von Modi und seiner Partei BJP 2014 haben sich auch  
die autokratischen Entwicklungen im Land verstärkt. Erstens zielt die hindu-
nationalistische Agenda der BJP auf die Errichtung einer Hindu-Nation (Hindu 
Rasthra) ab, in der Minderheiten wie die Muslime nur noch als Bürgerinnen 
und Bürger zweiter Klasse gelten. Die Zahl der Ausschreitungen gegen Muslime 
und Christen hat zugenommen, Gesetzesvorhaben wie das Verbot der Kuh-
schlachtung oder die Reform des Staatsbürgerschaftsrechts richten sich vor 
allem gegen die Muslime. Zweitens haben sich die Meinungs- und Presse- 
freiheit seitdem massiv verschlechtert. Kritische Intellektuelle und Medien 
sowie nationale und internationale zivilgesellschaftliche Organisationen sehen 
sich mit bürokratischen Kontrollen konfrontiert oder werden mit Strafverfah-
ren verfolgt. So hat sich unter anderem die Zahl der Anklagen wegen staatsge-
fährdender Aktivitäten seit 2014 deutlich erhöht. Auf dem Index der Presse-
freiheit war Indien 2023 nur auf Platz 161 von 180 Staaten. In keiner anderen 
Demokratie gibt es so viele Abschaltungen des Internets wie in Indien.

Zweitens hat die BJP ihren Ein uss auf bislang als unabhängig geltende Institu-
tionen wie Wahlkommission und Zentralbank ausgebaut. Drittens versucht  
die Regierung den Ein uss der Bundesstaaten zu beschränken. Dies zeigte  
sich unter anderem bei den 2021 letztendlich gescheiterten Agrarreformen.  
In Bundesstaaten, die von der Opposition regiert werden, versuchen die von 
der Zentralregierung eingesetzten Gouverneure die Arbeit der gewählten  
Landesregierungen zu untergraben. Diese Entwicklungen haben dazu geführt, 
dass Indien in den letzten Jahren auf internationalen Demokratieindices  
zurückgestuft wurde und es mittlerweile eine Diskussion über ein „illiberales 
Indien“ gibt.20 
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Die regionale Ebene

Für Indien sind zwei regionale Kontexte von Bedeutung. Dies ist erstens die 
unmittelbare Nachbarschaft in der Region Südasien, wie sie durch die Mit-
gliedschaft in der South Asian Association for Regional Cooperation (SAARC) 
de niert wird. Zweitens der Indo-Pazi k, der im indischen Verständnis von  
der Ostküste Afrikas bis nach Ostasien reicht. In beiden Regionen steht das 
Verhältnis zu China im Vordergrund der indischen Politik. 

Mit Blick auf die Landkarte erscheint Indien aufgrund seiner demogra schen, 
wirtschaftlichen und militärischen Größe als „natürliche“ Regionalmacht in 
Südasien. Die nach Premierministerin Indira Gandhi benannte Indira-Doktrin 
unterstrich seit den 1970er-Jahren Indiens Anspruch, als Ordnungsmacht in 
der Region zu fungieren. Innenpolitische Kon ikte in den Nachbarstaaten sollten 
unter der Einbeziehung Indiens und ohne externe Großmächte beigelegt  
werden. Indien verfolgte seine Interessen mit verschiedenen politischen, wirt-
schaftlichen und militärischen Mitteln, die von Freundschaftsverträgen (zum 
Beispiel Bhutan) über wirtschaftlichen Sanktionen (zum Beispiel Nepal), politi-
scher Vermittlung (zum Beispiel Sri Lanka) bis hin zu militärischen Interventionen 
(zum Beispiel Ostpakistan, Sri Lanka, Malediven) reichten. Indiens Bilanz war 
bestenfalls gemischt, denn die Nachbarstaaten versuchten wiederum, ihre 
bilateralen Kon ikte mit Indien zu internationalisieren, zum Beispiel durch die 
Einbeziehung externer Akteure wie China, die USA oder die Vereinten Natio-
nen. Ein Wandel der indischen Außenpolitik setzte Mitte der 1990er-Jahre ein. 
Außenminister Gujral erklärte, dass Indien künftig eine Politik der Nicht-Rezi-
prozität gegenüber den kleineren Nachbarn verfolge und bei Kon ikten zu 
größeren einseitigen Zugeständnissen bereit sei. 

Die schleichende Entkopplung der indisch-pakistanischen Beziehungen seit 2016 
hat den Niedergang der SAARC beschleunigt. Indien forciert seitdem die regionale 
Zusammenarbeit im Rahmen der Bay of Bengal Initiative for Multi-Sectoral Tech-
nical and Economic Cooperation (BIMSTEC). Diese soll Indien im Kontext seiner 
Act East-Politik zugleich mit den Wachstumsmärkten in Südostasien verbinden.

Chinas Seidenstraßeninitiative (Belt and Road Initiative, BRI) hat ab Mitte der 
2010er-Jahre die Machtbalance in Südasien verschoben. Indien lehnt, zusammen 
mit Bhutan, eine Teilnahme an der BRI ab. Indien kritisiert, dass der China  
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Pakistan Economic Corridor (CPEC) durch das von Indien beanspruchte Kasch-
mir verläuft und dass die Kreditvergabe für Infrastrukturprojekte die Verschul-
dung der Staaten und ihre Abhängigkeit von China erhöht.

Die umfangreichen chinesischen Investitionen in die Nachbarstaaten Indiens 
haben den Ein uss Beijings in der Region weiter vergrößert. Allerdings ist das 
Ringen zwischen Indien und China immer von den innenpolitischen Konstella-
tionen in den jeweiligen Staaten abhängig. Am geringsten ist Indiens Ein uss 
aufgrund des Kaschmirkon ikts in Pakistan, am größten in Bhutan. In Nepal, 
Sri Lanka und auf den Malediven haben Wahlen und Regierungswechsel eine 
veränderte außenpolitische Ausrichtung teilweise nach China, aber auch nach 
Indien gebracht. Das jüngste Beispiel ist die Präsidentschaftswahl auf den Male-
diven, die Präsident Muizzu 2023 mit dem Slogan „India Out“ für sich entschied.

Im Unterschied zu Südasien hat Indien im Indo-Pazi k eher an Ein uss gewonnen. 
Seit Mitte der 1990er-Jahre ist Südostasien und die Association of South East Asian 
Nations (ASEAN) ein Schwerpunkt der indischen Außenpolitik. Premierminister 
Modi hat die zentrale Rolle der Organisation für die künftige Stabilität im Indo-Pa-
zi k in seiner Rede beim Shangri-La Sicherheitsdialog 2018 gewürdigt.21 Des Weite-
ren ist Indien in einer Reihe von minilateralen Formaten in der Region engagiert. 
Am bekanntesten ist der einst von Japan initiierte Quadrilaterale Sicherheitsdialog 
(Quad) mit Australien, Japan und den USA. Darüber hinaus ist Indien in der Supply 
Chain Resilience Initiative (SCRI) mit Japan und Australien engagiert. 

Au ällig ist, dass sich Indien bislang aber einer Teilnahme in großen Handelsblö-
cken beziehungsweise entsprechenden Vereinbarungen verweigert. Indien zog 
2019 in letzter Minute seine Teilnahme an der Regional Comprehensive Economic 
Partnership (RCEP) Initiative zurück. Die indische Regierung fürchtete, dass damit 
das ohnehin große Handelsde zit mit China sich noch weiter vergrößern werde. 
Indien nimmt auch nicht am Comprehensive and Progressive Agreement for 
Trans-Paci c Partnership (CPTPP) Abkommen teil. Indien hat sich zwar der von den 
USA initiierten Indo-Paci c Economic Framework for Prosperity (IPEF) Initiative 
angeschlossen, nimmt bislang jedoch nicht an den Handelsgesprächen in diesem 
Format teil.22

Angesichts der wachsenden chinesischen Präsenz im Indischen Ozean versucht 
Indien, eigene Konnektivitätsprojekte mit anderen Staaten voranzutreiben. 
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Dazu zählen unter anderem der International North South Transport  
Corridor (INSTC) mit Iran und Russland, mit dem Indien seinen Zugang nach 
Zentralasien verbessern will. Mit Japan gab es Pläne für einen Asia Africa 
Growth Corridor (AAGC). Am Rande des G20-Gipfels in Neu-Delhi wurde die 
Einrichtung eines India Middle East Europa Economic Corridor (IMEC) verein-
bart.23 

Parallel hierzu baut Indien seine politischen, wirtschaftlichen und militärischen 
Beziehungen zu den Inselstaaten im Indischen Ozean aus. Indien versteht sich 
im regionalen Kontext als „Sicherheitsprovider“, was nicht nur den militärischen, 
sondern auch den humanitären Bereich umfasst. Indien hat seine sicherheits-
politische Zusammenarbeit mit den Inselstaaten im Indischen Ozean wie den 
Seychellen und Mauritius ausgebaut. Im Frühjahr 2024 wurde ein von Indien 

nanziertes Flugfeld auf der zu Mauritius zählenden Insel Agalega eingeweiht, 
das dem Land unter anderem bei der Bekämpfung des Drogen- und Menschen-
handels sowie der illegalen Fischerei helfen soll.24 Indien versteht sich auch als 
„First Responder“ bei Naturkatastrophen und hat zahlreiche Länder unterstützt, 
zum Beispiel nach dem Tsunami 2004, dem Erdbeben 2015 in Nepal, aber auch 
Länder in Afrika. 

Die globale Ebene

Neben Indiens Bedeutung in Global-Governance-Formaten (siehe oben) sind 
vor allem die Beziehungen zu China und den USA entscheidend für Indiens 
Aufstieg. 

Das Verhältnis zu China ist maßgeblich für das Verständnis indischer Außen-
politik. Nehru strebte in den 1950er-Jahren eine enge Zusammenarbeit mit 
China an und unterstützte das Land bei seiner Rückkehr auf die internationale 
Bühne. Das demokratische Indien galt damals auch als Modell für die neuen 
dekolonisierten Staaten. Der bis heute ungeklärte Grenzverlauf im Himalaya 
führte jedoch 1962 zu einem kurzen Grenzkrieg. Die militärische Niederlage 
Indiens beendete Nehrus Träume und wurde zum Trauma der indischen Au-
ßenpolitik. Chinas ständiger Sitz im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen und 
seine Position als anerkannte Atommacht im Nichtverbreitungsvertrag gaben 
dem Land seit den 1970er-Jahren jene führende Rolle, die Indien bis dahin 
vergeblich für sich beanspruchte. 
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Seit Ende der 1980er-Jahren verbesserten sich die bilateralen Beziehungen 
wieder. Zur damaligen Zeit befanden sich Indien und China noch auf einem 
vergleichbaren wirtschaftlichen Entwicklungsniveau. Aufgrund seiner in der 
Folge besseren wirtschaftlichen Entwicklung stieg China zu einem der größten 
Handelspartner Indiens auf. Eine Reihe von Abkommen seit den 1990er-Jahren 
stabilisierten den Status quo entlang der Grenzlinie. Auf internationaler Bühne 
arbeiten beide Staaten in der BRICS-Gruppe zusammen und in der Shanghaier 
Organisation für Zusammenarbeit (SOZ). 

Chinas umfangreiche Investitionen in Südasien im Rahmen der BRI (siehe oben), 
die wachsende Rivalität mit den USA im Indo-Pazi k sowie Indiens Beteiligung 
an der Quad belasten jedoch das bilaterale Verhältnis. Im Sommer 2020  
erreichten die Beziehungen ihren Tiefpunkt, als bei einem Zwischenfall in  
Ladakh 20 indische und mindestens vier chinesische Soldaten getötet wurden. 
Seitdem stehen sich circa 50.000 Soldaten auf beiden Seiten der Grenzlinie im 
Himalaya gegenüber. 

In Reaktion auf den Zwischenfall im Sommer 2020 versuchte Indien, seine 
wirtschaftlichen Beziehungen zu China zu verringern. Allerdings ist das Han-
delsvolumen in den Folgejahren weiter angestiegen und das Handelsde zit 
hat sich noch vergrößert.25 Wichtige Sektoren wie der Pharmabereich sind von 
Importen aus China abhängig.26 Indische Expertinnen und Experten weisen 
darauf hin, dass Indien sich bei einer allzu starken Ab- oder Entkopplung von 
China eher selbst schaden würde.27

Die Beziehungen zu den USA blieben während des Ost-West-Kon ikts ambiva-
lent. Trotz umfangreicher amerikanischer Unterstützung blieben beide Staaten 
in dieser Phase eher „entfremdete“ Demokratie als „natürliche“ Partner. Die 
militärische Unterstützung der USA für Pakistan seit den 1950er-Jahren, die 
Annäherung der USA an China 1971, die unterschiedliche Bewertung regionaler 
Kon ikte wie Vietnam sowie die schwierigen persönlichen Beziehungen zwischen 
Präsident Richard Nixon und Premierministerin Indira Gandhi verhinderten 
eine engere Zusammenarbeit. 

Seit den 1990er-Jahren ist auf allen Ebenen eine deutliche Verbesserung der 
Beziehungen festzustellen. Die USA begrüßten die wirtschaftliche nung 
Indiens, die sicherheitspolitischen Interessen näherten sich an, zunächst  

20



Indien

mit Blick auf den islamistischen Terrorismus, später mit Blick auf China. Die 
vergleichsweise wohlhabende indische Diaspora in den USA verankerte das 
Thema Indien in der amerikanischen Innenpolitik. Mit dem Nuklearabkommen 
von 2005 ebneten die USA den Weg für eine zivile nukleare Zusammenarbeit 
mit Indien. Durch eine Reihe von Abkommen wie das Logistics Exchange Me-
morandum of Agreement (LEMOA) 2016, das Communications Compatibility 
and Security Agreement (COMCASA) 2018 und das Basic Exchange and Coope-
ration Agreement (BECA) 2020 hat sich die strategische Kooperation zwischen 
beiden Staaten vertieft. 

Die USA sind neben Frankreich und Israel mittlerweile einer der wichtigen 
Partner für die Modernisierung der indischen Streitkräfte. Damit wollen die 
USA Indien unterstützen, seine Abhängigkeit von russischen Rüstungsgütern 
zu verringern. In Reaktion auf Indiens neutrale Haltung gegenüber Russlands 
Angri  auf die Ukraine haben die USA im Mai 2022 die initiative on Critical and 
Emerging Technology (iCET) lanciert. Mit ihrer Zusammenarbeit in minilateralen 
Formaten wie der Quad und IPEF stellen sich Indien und die beteiligten Staaten 
gegen die chinesischen Hegemonieansprüche und wollen den Staaten im  
Indo-Pazi k Alternativen zur BRI erö nen. 

Im Unterschied zu China und den USA sind die Beziehungen zu Russland seit 
dem Ende des Ost-West-Kon ikts vergleichsweise stabil geblieben. Seit den 
1970er-Jahren p egt Indien enge politische, wirtschaftliche und vor allem  
militärische Beziehungen zur Sowjetunion beziehungsweise zu Russland.  
Je nach Schätzung ist Indien zu 50 bis 70 Prozent von russischem Militärmaterial 
abhängig.28 Indien ist weiterhin einer der größten Wa enimporteure weltweit. 
Der Anteil Russlands an den Rüstungsimporten hat in den letzten Jahren aller-
dings abgenommen. Mittlerweile zählen die USA, Frankreich und Israel zu den 
wichtigsten Partnern Indiens bei der Modernisierung der Streitkräfte. Als Veto-
macht im Sicherheitsrat der VN gilt Russland in Indien als der wichtigste und 
zuverlässigste internationale Partner, wie Außenminister Jaishankar darlegte: 
„Wenn ich auf die Geschichte des unabhängigen Indiens schaue, hat Russland 
unsere Interessen nie verletzt.“29
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3.  Wie blickt Indien auf Europas/Deutschlands Rolle  
in der neuen Weltordnung?

Deutschland und die EU zählen zu den größten Handelspartnern Indiens und 
sind zentral für Investitionen und Technologietransfer. Der Technologietrans-
fer ist für die Modernisierung von entscheidender Bedeutung, will Indien 2047 
zum 100-jährigen Jubiläum seiner Unabhängigkeit eine entwickelte Nation 
sein. Bislang gibt Indien aber nur circa 0,7 Prozent seines BIP für Forschung 
und Entwicklung aus, während es in China circa 2,4 Prozent sind.30

Indien und die EU haben eine strategische Partnerschaft und eine Roadmap 
2025 vereinbart, die einen sukzessiven Ausbau der Beziehungen beinhaltet. 
Indien ist auch ein zentraler Partner in der europäischen Indo-Pazi k-Strate-
gie. In Reaktion auf Indiens neutrale Haltung gegenüber Russlands Angri  auf 
die Ukraine lancierte die EU im April 2022 den Trade and Technology Council 
(TTC), um die technologische Zusammenarbeit mit Indien weiter auszubauen. 
Seit Sommer 2022 verhandeln beide Seiten erneut über ein Freihandelsab-
kommen, nachdem die ersten Verhandlungen von 2007 bis 2013 keinen  
Abschluss gebracht hatten.31 

Die Beziehungen Deutschlands zu Indien sind traditionell sehr gut.32 Seit dem 
Jahr 2000 gibt es eine strategische Partnerschaft, seit 2011 Regierungskonsul-
tationen. Neben der wirtschaftlichen Zusammenarbeit ist die wissenschaftlich-
technologische Zusammenarbeit ein Schwerpunkt der bilateralen Beziehun-
gen. Mittlerweile studieren über 42.000 indische Studierende in Deutschland. 
Die Indo-Pazi k-Leitlinien 2020 haben die Rolle Indiens als Partner weiter  
gestärkt. Die Ampelkoalition hat den politischen Dialog mit Indien deutlich 
intensiviert, sowohl auf der Ebene der Regierungschefs als auch der Fachmi-
nisterien. 2022 vereinbarten beide Seiten eine Partnerschaft für eine grüne 
und nachhaltige Entwicklung, eine Wassersto partnerschaft sowie Abkommen 
zur Dreieckskooperation sowie zu Migration und Mobilität. Die für 2024 ge-
planten Militärmanöver der Luftwa e und der Marine mit Indien und weiteren 
europäischen Partnern unterstreichen, dass die sicherheitspolitische Zusam-
menarbeit ein weiterer Schwerpunkt der künftigen bilateralen Zusammen-
arbeit sein wird.33 Die neue Bedeutung Indiens in der deutschen Außenpolitik 
zeigt sich schließlich auch daran, dass es seit 2024 ein eigenes Indienreferat  
im Auswärtigen Amt gibt. 
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Deutschland ist zwar der mit Abstand wichtigste Wirtschaftspartner Indiens in 
Europa, steht jedoch im Schatten Frankreichs, wenn es um geopolitische Fra-
gen geht. Die umfangreichen französischen Rüstungsexporte, die französi-
schen Territorien im Indo-Pazi k sowie Frankreichs Position als Vetomacht im 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen sichern Paris in den außenpolitischen 
Zirkeln in Neu-Delhi eine größere Aufmerksamkeit im Vergleich zu Berlin.34

Dabei teilen Indien und Deutschland eine Reihe von Grundideen über die 
künftige internationale Ordnung. Hierzu zählen unter anderem eine regelba-
sierte Ordnung und ein Bekenntnis zum Multilateralismus der VN. So arbeiten 
Indien und Deutschland zusammen mit Brasilien und Japan (G 4) für eine Reform 
der VN. Allerdings gibt es auch grundlegende Unterschiede in der Bewertung 
von außenpolitischen Fragen, zum Beispiel hinsichtlich des russischen Angri s-
kriegs gegen die Ukraine. Indien versteht sich auch als Repräsentant des Globalen 
Südens. Einer der Erfolge von Indiens G20-Präsidentschaft 2023 war die Auf-
nahme der Afrikanischen Union (AU) in diese Staatengruppe. Daraus ergeben sich 
auch unterschiedliche Verhandlungspositionen in Global-Governance-Formaten 
sowie ein oft divergierendes Abstimmungsverhalten in den VN. 

Trotz der zunehmenden geopolitischen Gemeinsamkeiten wächst in jüngster 
Zeit auch die Kritik in Deutschland an der innenpolitischen Entwicklung in Indien. 
Viele zivilgesellschaftliche Organisationen und ihre Partnerorganisationen in 
Indien sind zunehmend Restriktionen ausgesetzt. Diese Kritik wird vermutlich  
in den bilateralen Formaten auf Regierungsebene angesprochen. Vergleichsweise 
selten kommt es bislang zu ö entlichen Stellungnahmen wie im März 2024,  
als das Auswärtige Amt die Festnahme des Ministerpräsidenten von Neu-Delhi 
A. Kejriwal thematisierte.35

Das Dilemma der außenpolitischen Konvergenz versus der innenpolitischen 
Divergenz ist auch in der EU vorhanden. So setzt sich die Kommission für einen 
stärkeren Ausbau der Beziehungen zu Indien ein, der aber von Teilen des  
Europäischen Parlaments (EP) durchaus kritisch gesehen wird. So thematisierte 
das EP sehr zum Missfallen Indiens im Sommer 2023 die bürgerkriegsähnlichen 
Ausschreitungen im indischen Bundesstaat Manipur im Nordosten an der 
Grenze zu Myanmar kurz bevor Premierminister Modi Ehrengast beim 
französischen Nationalfeiertag war.36 Im Januar 2024 verabschiedete das Euro-
paparlament mit großer Mehrheit eine Empfehlung für die Kommission und 
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den Rat über die künftige Ausgestaltung der Beziehungen zu Indien. Darin 
wurden unter anderem Demokratie und Menschrechte als Kern der künftigen 
bilateralen Beziehungen gesehen. Darüber hinaus wurden Gesetzesvorhaben 
in Indien wie die Ergänzungen zum Staatsbürgerschaftsrecht (Citizenship 
Amendment Act, CAA) kritisiert.37 

Diese Themen nden wiederum Eingang in die Beratungen über das geplante 
Freihandelsabkommen, dem auch das EP zustimmen muss. Indien wiederum 
lehnt eine solche Einmischung in innere Angelegenheiten grundsätzlich ab. 
Zugleich kritisiert Indien, dass das geplante Abkommen mit Themen wie bei-
spielsweise Nachhaltigkeit oder Arbeitsrechte überfrachtet sei und sieht darin 
einen versteckten Protektionismus.38 Weitere Belastungen könnten entstehen, 
wenn die EU Sanktionen gegen Firmen verhängt, die dazu beitragen, die Sank-
tionen gegen Russland zu umgehen. Hiervon können auch indische Unterneh-
men betro en sein.39

4.  Ausblick und Handlungsempfehlungen für deutsche 
und europäische Akteure

Indien wird die Rivalität zwischen China und den USA nutzen, um seine eige-
nen Aufstiegsambitionen voranzutreiben. Dies ist eine der Kontinuitätslinien 
indischer Außenpolitik seit 1947, und das internationale Umfeld war vermut-
lich noch nie so günstig für Indien. Indien be ndet sich dabei geopolitisch in 
einer vergleichsweise komfortablen Situation. Es wird deshalb gerne westliche 
Kooperationsangebote zur Rüstungszusammenarbeit oder für den Technolo-
gietransfer annehmen. Diese werden jedoch keinen außenpolitischen Kurs-
wechsel Indiens bewirken. Das Spannungsverhältnis zwischen den geopoliti-
schen Gemeinsamkeiten und den Di erenzen über die innenpolitischen 
Entwicklungen ist auch mit Blick auf andere Staaten keine neue Herausforde-
rung für die deutsche Außenpolitik, sondern erfordert auch im Falle Indiens 
immer wieder eine Abwägung zwischen Interessen und Werten. 
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Empfehlungen: 

1. Es gibt einen parteiübergreifenden Konsens in Berlin, die Beziehungen  
zu Indien auf allen Ebenen auszubauen. Neben hochrangigen Tre en auf 
Regierungsebene sollten auch die Kontakte auf der Ebene des Parlaments 
und zwischen den Parteien in Deutschland und Indien intensiviert werden. 

2. Des Weiteren sollten die Beziehungen auf substaatlicher Ebene zwischen 
den Bundesländern und indischen Bundesstaaten intensiviert werden. 
Bislang haben bereits Bayern und Baden-Württemberg Abkommen mit 
den Bundesstaaten Karnataka und Maharasthra. Weitere Bundesländer, 
unter anderem Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Sachsen, 
überlegen ebenfalls, Partnerschaften mit indischen Bundesstaaten 
einzugehen.

3. Indien strebt eine größere Repräsentation im internationalen System an, 
um seine Statusambitionen zu erfüllen. Im Unterschied zu China will Indien 
aber keine eigenen internationalen Strukturen etablieren. Deshalb sollte 
von deutscher und europäischer Seite das indische Anliegen nach größerer 
internationaler Repräsentation unterstützt werden, wo dies möglich erscheint. 

4. Die wirtschaftlichen Beziehungen bilden den Kern des deutsch-indischen 
Verhältnisses. Deutschland sollte sich deshalb für einen raschen Abschluss 
der Verhandlungen zum europäisch-indischen Freihandelsabkommen 
einsetzen. 

5. Mit Blick auf die geplante Anwerbung indischer Fachkräfte sollte Deutsch-
land neue und kostengünstige Möglichkeiten für den Spracherwerb 
anbieten. Dies würde die Attraktivität Deutschlands vor allem für Fach- und 
P egepersonal aus den unteren Mittelschichten in Indien verbessern.

6. Die sicherheitspolitische Zusammenarbeit sollte weiter ausgebaut werden. 
So sollte der Austausch zwischen den Streitkräften, vor allem der Marine, 
zum Beispiel durch den Austausch von O zieren oder mehr gemeinsamen 
Übungen ausgeweitet werden. Die militärische Zusammenarbeit sollte 
ebenfalls verstärkt werden, um Indiens Abhängigkeit von russischen 
Rüstungsgütern zu verringern. 
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7. Dem gestiegenen Interesse an Indien steht in Deutschland eine vergleichs-
weise geringe wissenschaftliche Expertise zum modernen Indien gegen-
über, im Vergleich zu China und Südostasien. Eine Möglichkeit wäre die 
Einrichtung von Lehrstühlen für das moderne Indien an ausgewählten 
Universitäten oder außeruniversitärer Forschungseinrichtungen. Beispiele 
hierfür sind unter anderem das Mercator Institute for China Studies 
(MERICS), das Zentrum für Osteuropa- und internationale Studien (ZOiS) 
oder das Centre for Applied Turkey Studies (CATS) an der Stiftung Wissen-
schaft und Politik (SWP). 
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Kenia: Europas Lebensader  
in den Globalen Süden?

 Redaktionsschluss für diesen Text war Mitte Juni 2024.

Europa blickt mit Sorge auf die Weltordnung von morgen. Länder wie Kenia 
sehen hingegen Chancen, ihre Position in der sich neu ordnenden Staatenhie-
rarchie zu verbessern. Deutsche und europäische Akteure, die eine strategische 
Zusammenarbeit anstreben, sollten sich dieser unterschiedlichen Blickwinkel 
auf die sich wandelnde Weltordnung bewusst sein, um im politischen Dialog 
nicht aneinander vorbeizureden.

1. Kenia in der neuen globalen Ordnung1

Wandel der machtpolitischen Grundlagen: Multipolarität 

Für Beobachterinnen und Beobachter in Kenia ist an der gegenwärtigen  
Weltordnung zunächst wenig neu. Multilaterale Organisationen wie die Bret-
ton-Woods-Institutionen – Weltbank, Internationaler Währungsfonds (IWF) –, 
aber auch der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (VN) sind Produkte einer 
Nachkriegsordnung, deren formelles und informelles Regelwerk ausgehandelt 
wurde, als viele afrikanische Länder noch unter Kolonialherrschaft standen.2  
So sind die Stimmrechte afrikanischer Staaten im IWF sehr begrenzt (Kenias 
anteiliges Stimmrecht: 0,14 Prozent),3 während die Institution de facto unter 
europäischer Führung steht und die USA mit Abstand der größte Anteilshalter 
sind (anteiliges Stimmrecht: 16,5 Prozent).4 Der US-Dollar ist nach wie vor die 
dominierende Währung im internationalen Währungs- und Handelssystem. 
Trotz Teilerfolgen, wie dem kürzlich eingerichteten G20-Sitz für die Afrikanische 
Union (AU), bleiben Reformforderungen nach mehr substanzieller Beteiligung, 
wie einem ständigen Sitz für Afrika im VN-Sicherheitsrat, bislang ohne Erfolg.
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Was sich jedoch aus kenianischer Sicht verändert, ist die machtpolitische  
Basis, auf der die gegenwärtige globale Ordnung ausgehandelt wurde.  
Wirtschaftlicher und kultureller Ein uss sowie militärische Handlungsmacht  
verlagern sich von „West“ nach „Ost“. Die bisherige Führungsrolle der USA  
wird von vielen Staaten zunehmend infrage gestellt, ebenso wie die privilegierte 
Stellung US-amerikanischer und europäischer Akteure in multilateralen  
Institutionen. Vor diesem Hintergrund wird erwartet, dass die multilaterale 
Architektur in naher Zukunft auf der Basis der neuen Machtverhältnisse –  
insbesondere durch den Ein ussgewinn Chinas – neu verhandelt wird. Und mit 
neuen Institutionen wie den BRICS+ werden zunehmend Alternativen zu einer 
Verhandlungslösung über die Zukunft der bestehenden Ordnung sichtbar. 

Erschließung neuer Handlungsspielräume: Beziehungen 

Diese Entwicklungen bieten im globalen Vergleich kleineren, aber regional  
bedeutsamen Ländern des Globalen Südens wie Kenia Optionen für mehr  
Anerkennung und Mitsprachemöglichkeiten in den internationalen Beziehungen.5 
Zwar gehört Kenia im globalen Vergleich nicht zu den Ländern, die aufgrund 
eigener wirtschaftlicher oder militärischer Stärke den Status quo der Welt- 
ordnung herausfordern können. Kenia ist ein Land der unteren mittleren Ein-
kommenskategorie und hat einen Anteil am weltweiten Bruttoinlandsprodukt 
gemessen an der Kaufkraft von lediglich 0,2 Prozent.6 Doch bieten sich Kenia 
Möglichkeiten, seine Beziehungen gewinnbringend einzusetzen. Das betri t 
zum einen die Beziehungen zu konkurrierenden Groß- und Mittelmächten.  
Die USA, China, die Europäische Union (EU), Russland, die Türkei und die Golf-
staaten buhlen zunehmend um Kooperationen und Sympathien in Afrika.7 Für 
diese Länder positioniert sich Kenia erfolgreich als unverzichtbarer regionaler 
Stabilitätsanker und wirtschaftliches Einfallstor für den Handel mit Ostafrika. 

Zum anderen setzt Kenia auf Allianzen auf dem Kontinent (strength in numbers). 
Die Stimmen von 54 afrikanischen Staaten haben in einigen multilateralen Foren 
Gewicht.8 Man spricht auch von zunehmender afrikanischer agency – also der 
Art und Weise, wie sich afrikanische politische Akteure Handlungsspielräume  
im internationalen System erschließen und diese nutzen.9 So tragen Ein uss-
verschiebungen zwischen „West“ und „Ost“ im Laufe der Zeit auch dazu bei,  
das Machtgefälle zwischen dem Globalen Norden und dem Globalen Süden 
aufzuweichen. 
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Die Zukunft der globalen Ordnung: Kenias Verhandlungspositionen

Kenia strebt nach mehr Mitspracherechten bei der Gestaltung der globalen 
Ordnung, nicht nach Umsturz oder Stillstand. In den VN spricht sich Kenia für 
den Erhalt des Multilateralismus auf der Grundlage der Prinzipien der VN-
Charta und dem Völkerrecht aus. Die 2023 erklärte Bereitschaft des Landes, 
eine VN-mandatierte internationale Eingreiftruppe in Haiti zu führen (in einer 
Zeit, in der sich viele Staaten von multilateralen Friedensmissionen abwen-
den), begründet die Regierung mit Kenias Bekenntnis zur internationalen Zu-
sammenarbeit in Friedens- und Sicherheitsfragen. 

Das Land setzt auf Verhandlungen und mehr Kooperation, nicht auf eine  
revisionistische Außenpolitik. So wahrt die Regierung bislang Distanz zu den 
BRICS+, auch wenn die Forderungen nach einer Reduzierung der Dominanz 
des US-Dollars und einer grundlegenden Reform der globalen Finanzarchitektur 
einschließlich der Bretton-Woods-Institutionen in Kenia auf Resonanz stoßen. 
Auf internationaler Bühne fordert Kenias Präsident William Ruto eine gerech-
tere Finanzordnung und mehr Klimagerechtigkeit. Wichtige Referenzen der 
Zugehörigkeit sind Afrika und der Globale Süden. Gleichzeitig verzichtet Ruto 
auf o ene Kritik an bestimmten Verursachern von Klimaschäden und Blockie-
rern von multilateralen Reformprozessen. Mit seinem opportunistischen  
Führungsstil vermeidet er es bisher, internationale Partner gleich welchen 
Lagers zu verprellen. 

Geopolitische Taktierereien und Blockaden zwischen konkurrierenden Groß-
mächten werden von der kenianischen Regierung abgelehnt, da diese eine 
e ektive multilaterale Kooperation, zum Beispiel in der internationalen Klima-
diplomatie, erschweren. Das Land gilt als o en für alle Kooperationen, die den 
Wirtschaftsstandort stärken und Investitionen anziehen, ohne die nationale 
Autonomie zu beeinträchtigen. 

Politisch wird Kenia von internationalen Beobachterinnen und Beobachtern 
dennoch als westlich orientiert wahrgenommen. Besondere Aufmerksamkeit 
gilt einigen international polarisierenden Kon ikten: Im Gegensatz zu anderen 
afrikanischen Staaten wie Südafrika und Uganda hat Kenia den Angri  Russ-
lands auf die Ukraine wiederholt verurteilt.10 Die Rede des damaligen keniani-
schen VN-Botschafters Martin Kimani in der VN-Generalversammlung im  
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Februar 2022 fand vor allem in westlichen Hauptstädten große Beachtung. 
Nach dem Terrorangri  der Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023 äußerte sich 
Präsident William Ruto solidarisch mit Israel und wich damit von der Position 
der Afrikanischen Union ab.11 

Dennoch betonen kenianische Regierungsvertreterinnen und Regierungsver-
treter, dass von einem Schulterschluss mit dem „Westen“ keine Rede sein  
könne. Niemand schreibe Kenia vor, nur mit bestimmten Staaten im Interesse 
anderer zu kooperieren, so die Regierung.12 Vielmehr verfolge Kenia das  
Prinzip der „positiven wirtschaftlichen und politischen Blockfreiheit“13, welches 
bereits während des Kalten Krieges Beziehungen zu beiden Seiten ermöglichte 
und bis heute Bestand hat (siehe Kapitel 2). Tatsächlich zeigt Abbildung 1, dass 
Kenias Abstimmungsverhalten in der VN-Generalversammlung im Zeitverlauf 
dem anderer afrikanischer Länder, Chinas und Russlands deutlich ähnlicher  
ist als dem Deutschlands, Großbritanniens und der USA. Je nach Blickwinkel 
und Politikrahmen (Ost-West/Nord-Süd) stellt sich die außenpolitische Positio-
nierung des Landes unterschiedlich dar.

Die folgende Analyse zeigt, wie historische Erfahrungen, regionale Ambitionen 
und innenpolitische Dynamiken Kenias Sicht auf die aktuellen Veränderungen 
der globalen Ordnung beein ussen. Sie zeigt auch, dass die politischen Bezie-
hungen zu Großbritannien, den USA und europäischen Staaten eng, aber nicht 
unbelastet sind und dass auch in Kenia der Wunsch nach mehr Autonomie in 
den Außenbeziehungen besteht.
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Abbildung 1: Kenias Abstimmungsverhalten in der UN-Generalversammlung 
im Vergleich zu weiteren Ländern
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2.  Die außenpolitische Positionierung Kenias

Historische Erfahrungen und außenpolitische Traditionen 

Kenia blickt auf eine lange Geschichte wirtschaftlicher Beziehungen mit Regie-
rungen und Unternehmen aus aller Welt. Kenianische Küstenstädte wie Mom-
basa spielten über Jahrhunderte eine wichtige Rolle im regionalen und inter-
nationalen Seehandel über den Indischen Ozean. Die Handelsbeziehungen 
reichten in den Nahen und Mittleren Osten, nach Südostasien, China und Eu-
ropa. Im 19. Jahrhundert verschärfte sich die Konkurrenz europäischer Akteu-
re um afrikanische Ressourcen, in Ostafrika vor allem zwischen Großbritan-
nien und Deutschland. 1895 erklärte Großbritannien koloniale Ansprüche auf 
Kenia und errichtete das Protektorat Ostafrika. Dieses endete 1963 nach an-
haltendem Widerstand gegen die Kolonialregierung und europäische Siedle-
rinnen und Siedler. 

Zum Zeitpunkt von Kenias Unabhängigkeit teilte der Kalte Krieg die Region in 
Ein usszonen und schränkte den außenpolitischen Handlungsspielraum der 
ersten kenianischen Regierung ein. Politische Bündnisse Großbritanniens wur-
den zunächst übernommen und diplomatische Beziehungen zur Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten aufgebaut.14 

Kenia trat der Bewegung der blockfreien Staaten bei (Non-Aligned Movement, 
NAM), einer Organisation, die einen „dritten Pol“ zwischen kapitalistischem 
Westen und kommunistischem Osten scha en sollte, und auf die sich auch 
heute viele Staaten im Globalen Süden berufen. Während sich Nachbarländer 
wie Somalia, Äthiopien und Tansania nach Osten orientierten, galt Kenia als 
kapitalistisch und faktisch westlich orientiert. Dies liegt auch daran, dass nach 
der Unabhängigkeit ein Großteil des wirtschaftlichen und industriellen Kapitals 
in ausländischen, vor allem britischen Händen verblieb.15 

In der internationalen Politik verfolgte das Land über Jahrzehnte eine „stille 
Diplomatie“, gemäß derer es zu polarisierenden internationalen Kon ikten 
keine Stellung bezog, sondern sich auf die blockfreien Prinzipien der Achtung 
der friedlichen Koexistenz und der Nichteinmischung in die inneren Angele-
genheiten anderer Staaten berief.16 
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Sicherheitspolitisch kooperierte Kenia mit Großbritannien und den USA. Die 
Hinwendung zu den USA bedeutete auch eine Emanzipation von Großbritan-
nien. Spätestens seit Kenia in den 1980er-Jahren den USA ermöglichte, ihre 
Luftwa e und Marine in Kenia zu stationieren, um im Gegenzug wirtschaftli-
che und militärische Unterstützung in der Bekämpfung von Terrorismus in der 
Region zu erhalten, galt das Land in der Weltpolitik nicht mehr als neutral. 
Diese sicherheitspolitischen Partnerschaften sind auch heute noch strategisch 
wichtig für Kenia.17 

Die oben erwähnte Bereitschaft Kenias, eine internationale Eingreiftruppe in 
Haiti zu führen, soll vor allem auf Wunsch der USA zustande gekommen sein.18 
Auch unterstützte Kenia als einziges ostafrikanisches Land die Luftangri e der 
USA und Großbritanniens auf Huthi-Stützpunkte im Jemen. Diese enge sicher-
heitspolitische Zusammenarbeit ist auch der Grund für die kritische Wahrneh-
mung in Teilen der Gesellschaft, die Regierung ebne „westlichen Interessen“ in 
der Region den Boden.19 Gleichzeitig erö net die regelmäßige Erneuerung des 
Verteidigungsabkommens mit Großbritannien der kenianischen Regierung 
Verhandlungsspielraum, da London ein Fortbestehen der britischen Militär-
präsenz in der Region anstrebt.

Wirtschaftlich hat sich Kenia schrittweise und stetig für Partnerschaften mit 
Akteuren aus aller Welt geö net, unabhängig von deren Regierungsform.20 
Seit den 1990er-Jahren verfolgten die Regierungen des Landes eine Diversi -
zierung der Außenbeziehungen, insbesondere in den Bereichen Handel und 
Investitionen. Diese „Politik der o enen Tür“ wurde unter Präsident Uhuru 
Kenyatta (2013–2022) auch als „Look-East“-Politik beschrieben – eine wirt-
schaftliche Hinwendung gen Osten, insbesondere zu China.21 Mit der Unter-
stützung Pekings investierte die Regierung ab 2012 intensiv in die Infrastruktur 
und die wirtschaftliche Entwicklung des Landes.22 Auch die Handelsbeziehun-
gen zwischen China und Kenia sind eng. So haben chinesische Importe einen 
Anteil von circa 21 Prozent am kenianischen Markt.23 

Die nung gen Osten und die enge Zusammenarbeit mit China galten auch 
als Emanzipation vom historisch bedingten europäischen Ein uss. Die Bezie-
hungen mit europäischen Partnern wurden in dieser Zeit auf die Probe gestellt. 
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2010 erö nete der Internationale Strafgerichtshof (IStGH) ein Verfahren gegen 
mehrere kenianische Politiker wegen des Verdachts auf Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit im Zusammenhang mit den gewaltsamen Unruhen während 
der Präsidentschaftswahlen 2007/2008. Unter ihnen waren Uhuru Kenyatta 
und William Ruto. Das Verfahren hatte Auswirkungen auf die Allianzen zwischen 
politischen und wirtschaftlichen Eliten des Landes – Kenyatta und Ruto kandi-
dierten gemeinsam bei den Präsidentschaftswahlen 2013.24 

Diplomatische Vertreterinnen und Vertreter europäischer Staaten hatten im Vor-
feld Vorbehalte geäußert, mit vor dem IStGH angeklagten politischen Entschei-
dungsträgern zu kooperieren („decisions have consequences“).25 Als Reaktion 
setzten Kenyatta und Ruto im Wahlkampf darauf, westliche Ein ussnahme anzu-
prangern und einen afrikanischen Schulterschluss gegen das Vorgehen des IStGH 
anzustreben.26 Europäische Entwicklungs- und Handelspartnerschaften blieben 
jedoch auch nach Kenyattas und Rutos Wahlsieg unverändert von Bedeutung, 
ebenso wie die Militärzusammenarbeit mit den USA und Großbritannien. Daher 
wird die Episode rückblickend nicht als Bruch der Beziehungen mit dem „Westen“ 
gewertet, auch wenn sie bis heute ein diplomatisch sensibles Thema ist.  

In der Gesamtschau war es für kenianische Regierungen bisher immer vorteil-
haft, ihr politisches und wirtschaftliches Partnerspektrum zu erweitern. Diverse 
Partnerschaften bedeuteten mehr Autonomie in den Außenbeziehungen – auch 
die mittlerweile viel kritisierte enge wirtschaftliche Zusammenarbeit mit China.27 

Die Veränderungen der Weltordnung werden deswegen auch heute von vielen 
Kenianerinnen und Kenianern in erster Linie als Chance und nicht als Bedrohung 
wahrgenommen. Sie erwarten von ihrer Regierung, dass sie die multipolare 
Welt in wirtschaftliche Vorteile übersetzt (siehe Ausführungen über die innen-
politischen Faktoren). Es wird deutlich, dass es für Kenia nicht um die mögli-
chen Vorteile einer geopolitischen Lagerzugehörigkeit geht, sondern um mög-
lichst diverse Austauschbeziehungen mit Regierungen und Unternehmen aus 
aller Welt, um die Risiken von einseitigen Abhängigkeiten zu reduzieren. In 
einer uiden Weltordnung seien dauerhafte Allianzen nicht wünschenswert, 
betonen kenianische Expertinnen und Experten.  
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Kenias Bedeutung in der Region 

Im regionalen Vergleich gehört Kenia zu den ein ussreichen Ländern des Kon-
tinents. Neben Südafrika, Nigeria, Äthiopien und Angola ist Kenia eine der 
größten Volkswirtschaften Afrikas südlich der Sahara.28 

Das Land ist der wirtschaftliche Knotenpunkt Ostafrikas. Nachbarländer wie 
Uganda und Südsudan wickeln ihre Importe und Exporte über den Seehafen 
von Mombasa ab. Zahlreiche kenianische Unternehmen sind in der Region 
aktiv, zum Beispiel im Bankensektor. Das Land ist an Handelsbeziehungen und 
einem ungehinderten Warenverkehr interessiert, insbesondere bei wichtigen 
Importgütern wie Benzin – hierfür sind globale Kooperation und eine bere-
chenbare Weltwirtschaft unerlässlich. Kenia unterstützt Forderungen nach 
einer stärkeren regionalen Integration und nach einer vollständigen Umset-
zung des afrikanische Freihandelsabkommens (African Continental Free Trade 
Agreement, AfCFTA), insbesondere in der Ostafrikanischen Gemeinschaft (East 
African Community, EAC) und der AU.29 

Auch politisch und kulturell hat Kenia Strahlkraft in der Region. Neben den VN 
haben viele internationale Organisationen und Konzerne ihren regionalen Sitz 
in Nairobi. Im Land nden regelmäßig Wahlen nach demokratischen Prinzipien 
statt. Die Gesellschaft gilt als o en, zivilgesellschaftliche Akteure sind zahlreich 
und aktiv. Die Meinungs- und Pressefreiheit sind trotz Beschränkungen stärker 
ausgeprägt als in anderen Ländern in der Region.30 Im Bereich Frieden und 
Sicherheit ist Kenia vergleichsweise stark engagiert, sowohl in multilateralen 
Friedensverhandlungen (zum Beispiel Sudan, Äthiopien) als auch im Rahmen 
militärischer Einsätze (zum Beispiel Somalia, Demokratische Republik Kongo).

Regionale Allianzen sind für die Regierung ein wichtiger Hebel, um Interessen in 
multilaterale Verhandlungen einzubringen. William Ruto bezeichnet sich selbst 
als Pan-Afrikanist. International sichtbar wird er derzeit insbesondere mit Forde-
rungen im Bereich der Klima nanzierung. Hier zeigt er Ambitionen, Allianzen zu 
schmieden und als Anwalt afrikanischer Interessen wahrgenommen zu werden. 
Im September 2023 richtete Kenia gemeinsam mit der AU den ersten afrikani-
schen Klimagipfel aus, auf dem eine afrikanische Agenda für die globale Klima-
diplomatie verabschiedet wurde. Von Ruandas Präsident Paul Kagame über-
nahm Ruto kürzlich die Leitung des institutionellen Reformprozesses der AU.31 

41



Regionale Schlüsselakteure in der neuen globalen Ordnung

Ruto hatte sich im Vorfeld dafür ausgesprochen, die AU für internationale Ver-
handlungen besser aufzustellen und sie mit entsprechenden Vollmachten der 
Mitgliedstaaten auszustatten. Aus Sicht von einigen Beobachterinnen und Be-
obachtern auf dem Kontinent gehört Kenia zu den vielversprechenden Kandi-
daten, die in multilateralen Verhandlungen in Zukunft verstärkt für afrikani-
sche Interessen eintreten könnten.32 

Die Ambitionen Kenias auf Meinungsführerschaft sind allerdings nicht unum-
stritten. Mit Nachbarländern wie Uganda kommt es immer wieder zu Kon ikten 
über politisch motivierte Handelshemmnisse.33 Das im Sommer 2023 unter-
zeichnete Freihandelsabkommen mit der EU gab Vertreterinnen und Vertretern 
der EAC Anlass zur Sorge, dass Kenia im Dienste nationaler Interessen den 
gemeinsamen Außenzoll der EAC gefährden könnte.34 

Für sein dominantes Auftreten während des Klimagipfels in Nairobi erntete 
Ruto auch Kritik. Ihm wurde vorgeworfen, eine afrikanische Klimaagenda  
voranzutreiben, die Kenias Ressourcenpro l und Investitionsinteressen ent-
spricht, aber die Interessen anderer afrikanischer Länder vernachlässigt.35 
Auch für seine als westlich orientiert wahrgenommene Außenpolitik bekam 
der Präsident Gegenwind aus den Nachbarländern.36 

Vor diesem Hintergrund ist o en, ob Rutos regionale Ambitionen ausreichend 
Zugkraft entfalten werden, denn wichtige Fragen – wie zum Verhältnis von 
Entwicklungsrechten und Klimaschutz und zum Emissionshandel – werden 
auch zwischen den Staaten Ostafrikas kontrovers diskutiert. Tatsächlich sind 
die Statusambitionen der kenianischen Regierung auf internationaler Ebene 
(insbesondere in den VN) oft sichtbarer als in der Region. 

„Die Regierung liefert“: Innenpolitische Faktoren

Innenpolitische Dynamiken beein ussen die Außenbeziehungen des Landes. 
William Ruto ist im September 2022 mit dem Wahlversprechen angetreten, die 
wirtschaftliche Situation im Land zu verbessern, die Lebenshaltungskosten zu 
senken und Arbeitsplätze für die Jugend zu scha en. An diesen Zielen wird 
auch seine Außenpolitik gemessen. Die Verwaltung der Wirtschaft (39 Pro-
zent), Korruption (35 Prozent) und Arbeitslosigkeit (32 Prozent) sind laut Afro-
barometer die größten Sorgen der Bevölkerung, auch angesichts der wirt-
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schaftlichen Nachwirkungen der Covid-19-Pandemie.37 Entsprechend setzt die 
Regierung (wie auch die Vorgängerregierungen) in den Außenbeziehungen in 
erster Linie auf Wirtschaftsdiplomatie.

Der Präsident ist der außenpolitische Hauptakteur des Landes. Die Aktivitäten 
des Amtsinhabers gelten als maßgeblich für die internationale Ausrichtung Ke-
nias. Ruto ist regelmäßig auf internationalen Bühnen zu Gast, zum Beispiel im 
Rahmen der VN-Vollversammlung, den VN-Klimakonferenzen und dem Pariser 
Gipfel für einen neuen globalen Finanzierungspakt. Ruto hat bis Dezember 2023 
bereits knapp 50 Auslandsreisen auf der Suche nach Handels- und Investitions-
partnerschaften (insbesondere in den Bereichen IT und erneuerbare Energien) 
und Beschäftigungsmöglichkeiten für Kenianerinnen und Kenianer im Ausland 
unternommen. Diese führten ihn zunächst nach Großbritannien, in die USA und 
in europäische Hauptstädte. Mittlerweile waren Ruto und andere Regierungs-
vertreterinnen und Regierungsvertreter allerdings auch in China und Indien zu 
Gast. Mit Deutschland steht nach Angaben der kenianischen Regierung ein 
Fachkräfteabkommen kurz vor dem Abschluss (Stand Mai 2024).38 

Die wirtschaftliche Situation bleibt jedoch weiterhin angespannt. Kenias 
Staatsverschuldung liegt laut IWF bei 73 Prozent (Stand: April 2024).39 Fälle von 
Klientelismus und Korruption im ö entlichen Sektor sind nach wie vor weitver-
breitet, was den Unmut über die Regierungsführung und die soziale Ungleich-
heit im Land weiter anheizt. Der Staat be ndet sich in einer Liquiditätskrise 
und ist auf die Unterstützung externer Geber angewiesen. China, Kenias größ-
ter bilateraler externer Geber, zeigt bislang keine Bereitschaft, die Rückzah-
lungsbedingungen von chinesischen Krediten neu zu verhandeln. 2023 sind 
chinesische Investitionen im Zusammenhang mit der Seidenstraße (Belt and 
Road) in Kenia auf null gesunken.40 

Die multilateralen Entwicklungsbanken zeigen sich derzeit kooperationsbereiter. 
Zwischen Juni 2021 und Juni 2023 verdreifachte der IWF seine Kreditvergabe an 
Kenia auf 2,2 Milliarden US-Dollar; weitere Auszahlungen sind in Vorbereitung.41 
Im Gegenzug verp ichtete sich die Regierung, den Haushalt zu konsolidieren, 
Klimavorgaben und Maßnahmen zur Wirtschaftsreform umzusetzen, Sub- 
ventionen auslaufen zu lassen und neue Steuern einzuführen, um die Staats-
einnahmen zu erhöhen. 
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Die enge Zusammenarbeit mit dem IWF ist in die ö entliche Kritik geraten, da 
sie mit steigenden Lebenshaltungskosten in Verbindung gebracht wird, die vor 
allem einkommensschwache Haushalte belasten. Die Vorgaben des IFW und 
anderer Geber schränken den Gestaltungsspielraum der Regierung und ihre 
Autonomie in den Außenbeziehungen ein. 

Vor diesem Hintergrund werden Ruto und seine Regierung in der entlich-
keit in den Außenbeziehungen vor allem als von den Wünschen externer Ge-
ber (und den Statusambitionen des Präsidenten) getrieben wahrgenommen. 
Es ist dabei auch die Rede von einem 42 zwischen Institutionen und 
Gebern, von denen sich die Regierung Investitionen erho t, was der Glaub-
würdigkeit ihrer weitreichenden globalen Reformforderungen nicht zuträglich 
ist. Die von Ruto auf internationalen Bühnen geäußerte Kritik am Zustand  
der multilateralen Finanzarchitektur verliert in den Augen der kenianischen 
Öffentlichkeit an Schlagkraft, wenn die Regierung hinter verschlossenen Türen 
mit dem IWF verhandelt und dessen Vorgaben befolgt. Auch die Klimaschutz-
agenda des Präsidenten wird von vielen Kenianerinnen und Kenianern als 
Einnahmequelle der Regierung wahrgenommen.  

3.  Wie blickt Kenia auf Europas/Deutschlands Rolle in der 
neuen Weltordnung?

In der internationalen Politik werden Deutschland und die EU als Teil des „west-
lichen“ Lagers im sich zuspitzenden Machtkon ikt der Großmächte wahrgenom-
men. In diesem Lager be nden sich viele der Gatekeeper-Staaten, die einen 
überdurchschnittlichen Ein uss auf Institutionen und Regeln der gegenwärtigen 
globalen Ordnung haben.43 Der in der EU viel bemühte Ausdruck der „regelba-
sierten Ordnung“ ist für viele auf dem Kontinent deswegen ein Euphemismus für 
die Aufrechterhaltung des Status quo, in dem westliche Akteure Privilegien genie-
ßen, aber die Regeln der globalen Ordnung selektiv nach eigenen Interessen 
auslegen. Durch materiell erstarkende Akteure, allen voran China, wird diese 
privilegierte Position infrage gestellt, was durchaus begrüßt wird. 

In Kenia werden diese Entwicklungen unter dem Gesichtspunkt der neuen 
Chancen beobachtet. Diese sollten auch die EU und ihre Mitgliedstaaten stärker 
berücksichtigen, betonen kenianische Expertinnen und Experten. Entgegen 
einem im Westen verbreiteten Nullsummen-Denken müsse ein Erstarken des 
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Globalen Südens nicht notwendigerweise mit einem Bedeutungsverlust des 
Westens einhergehen. Dennoch werden aktuelle politische Entwicklungen, 
insbesondere in den USA, von einigen Beobachterinnen und Beobachtern als 
Anzeichen für den Niedergang des westlichen Staatsmodells gewertet.44 Auch 
die Zerfallstendenzen innerhalb der EU, die einen gewissen Vorbildcharakter 
für die regionale Integration hat, werden in Kenia bisweilen mit Enttäuschung 
beobachtet. 

Für die zukünftige Weltordnung besteht in Kenia der Wunsch nach wirtschaft-
licher Kooperation und Investitionen mit und aus Deutschland und der EU. 
 Die europäischen Institutionen im Land werden jedoch als eher inaktiv wahr-
genommen. Das Investitionsprogramm Global Gateway und Akteure wie die 
Europäische Investitionsbank sind kaum bekannt. Als aktiver werden einzelne 
Mitgliedstaaten und deren diplomatische Vertretungen wahrgenommen. Unter 
den EU-Staaten gehört Deutschland zu den für Kenia wichtigsten Partnern.45 

Die Regierung strebt in der Zusammenarbeit mehr Investitionen, Handel  
und eine stärkere Rolle des Privatsektors an. Projekte, die als „traditionelle“ 
Entwicklungszusammenarbeit deklariert werden, vermitteln zuweilen den  
Eindruck eines Machtgefälles zwischen Geber- und Nehmerseite, das dem 
Selbstverständnis Kenias in der zukünftigen globalen Staatenhierarchie nicht 
entspricht. Präferenzielle Bedingungen sollen aber in gewissem Umfang  
erhalten bleiben.46

Die Selbstdarstellung der EU als Akteur, der eine wertegeleitete Außen- und 
Sicherheitspolitik in der Welt verfolgt, kla t mit der Wahrnehmung in Kenia 
auseinander – ähnlich wie in vielen anderen Ländern des Globalen Südens. 
Rutos ö entliche Stellungnahmen zu Russlands Angri  auf die Ukraine und 
zur neuen Eskalation im Nahostkon ikt spiegeln nicht den ö entlichen Diskurs 
wider.47 Das Problem seien dabei nicht grundsätzlich auseinanderkla ende 
Werte und Prinzipien, so ein kenianischer Experte, sondern ein Verhalten der 
EU im Zusammenhang mit diesen Kon ikten, das im Globalen Süden als Dop-
pelmoral bewertet werde.48 

Diplomatinnen und Diplomaten europäischer Länder sprächen in Nairobi regel-
mäßig über den Krieg in der Ukraine, ohne Bezug auf die gewaltsamen Kon ikte 
in Afrika zu nehmen. Ähnlich verhalte es sich mit dem Krieg zwischen Israel und 
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der Hamas. Europäische Akteure neigten dazu, bei diesen Themen die eigenen 
Positionen zu erläutern und Zustimmung einzufordern, ohne sich auf einen 
Dialog einzulassen. Deutschland und die EU müssten anerkennen, so der 
Experte, dass andere Länder einen eigenen moralischen Kompass hätten. 

Darüber hinaus werden die ablehnende Visa- und Migrationspolitik der EU 
und ihrer Mitgliedstaaten, die gesellschaftliche Diskriminierung49 und der  
zunehmende Rechtspopulismus, der sich auch gegen Afrikanerinnen und  
Afrikaner richtet, in Kenia kritisch wahrgenommen. Besonders negativ wurde 
die Berichterstattung über Fälle diskriminierender Behandlung von aus der 
Ukraine iehenden Afrikanerinnen und Afrikanern an den europäischen  
Außengrenzen rezipiert, die in den sozialen Medien intensiv diskutiert wurden.50 

Ein kritischer Blick auf das Verhalten der EU in der internationalen Politik ist 
daher auch in Kenia weitverbreitet, wenngleich die außenpolitische Haltung 
der Regierung gegenüber europäischen Akteuren konstruktiv ist. Die Kritik an 
der Selbstdarstellung der EU als wertegeleiteter Akteur speist sich nicht zuletzt 
auch aus einem historisch begründeten Misstrauen gegenüber externen Inte-
ressen auf afrikanischem Boden. 

4.  Ausblick und Handlungsempfehlungen für deutsche 
und europäische Akteure 

Die Erwartungen an das multilaterale System haben sich im Laufe der Jahr-
zehnte gewandelt. Ökologische und soziale Auswirkungen wirtschaftlicher 
Tätigkeit und nanzielle Rechenschaftsp ichten rücken stärker in den Fokus 
der Weltö entlichkeit. Die aktuellen Debatten über die Zukunft der globalen 
Ordnung erinnern daran, dass diese ein geopolitisches Konstrukt ist, das zur 
Nach- und Neuverhandlung ausgerufen wird, wenn sich die globalen Macht-
verhältnisse verändern.51 

Von deutschen und europäischen Akteuren ist im politischen Dialog mit Kenia 
eine hohe Sensibilität gefragt, die Divergenzen in der Bewertung der Verände-
rungen der globalen Ordnung zu erkennen, auch wenn sie vom eigenen (stär-
ker ost-west-orientierten) Politikrahmen abweichen. Denn die EU und Kenia 
kommen aus unterschiedlichen Gründen zu ähnlichen Schlussfolgerungen, 
wenn es um den Erhalt einer regelbasierten Weltordnung geht. 
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Als demokratisch orientierter Staat mit liberalen Wirtschaftspraktiken hat Kenia 
gute Aussichten, in der gegenwärtigen, liberal geprägten Ordnung aufzusteigen 
beziehungsweise stärker integriert zu werden. Aufgrund seiner konstruktiven 
Haltung könnte das Land eine gewisse Mittlerrolle zwischen geopolitischen La-
gern beanspruchen. Und Kenia ist o en für eine stärkere europäische Präsenz, 
insbesondere der europäischen Privatwirtschaft. Damit ist das Land für die EU 
und Deutschland eine wichtige Kommunikationsader in den Globalen Süden, wo 
sich die Landschaft möglicher strategischer Partner merklich ausdünnt. 

Im politischen Dialog sollten Politikfelder, die multilaterale Kooperation erfor-
dern, stärker zusammen bearbeitet werden. Gemeinsame Interessen der EU 
und Kenias in den Bereichen Klimaschutz und Energiewende liegen auf der 
Hand. Im Rahmen des Global Gateway hat die EU angekündigt, die Pläne der 
kenianischen Regierung zur Förderung von grünem Wassersto  zu unterstüt-
zen.52 Auch deutsche Akteure haben der kenianischen Regierung eine engere 
Zusammenarbeit in Aussicht gestellt. Doch William Ruto wirbt nicht nur für 
mehr Investitionen. Er verbindet die Klimaagenda mit weitreichenden Forde-
rungen nach einer Reform der Entwicklungsbanken und der Ratingagenturen, 
nach Kompensationszahlungen für Klimaschäden (Loss and Damage), globalen 
Steuern auf fossile Brennsto e und mehr Mitspracherechte für die Länder des 
Globalen Südens in Klima- und Entwicklungsfragen.53 

Kenianischen Expertinnen und Experten bewerten die internationalen Han-
delsregeln, die Mechanismen der Entwicklungs nanzierung und den Umgang 
mit Verantwortlichkeiten für den Klimawandel als besonders reformbedürftig.54 
Diese und ähnliche Forderungen werden zunehmend von Bündnissen aus 
Staaten des Globalen Südens und internationalen Organisationen vertreten. 
Und im Umgang mit diesen Forderungen, die weit über zusätzliche Investitionen 
hinausgehen, stehen europäische und afrikanische Staaten bisher oft nicht auf 
der gleichen Verhandlungsseite.  

Soll der Rückhalt für die gegenwärtige globale Ordnung im Globalen Süden 
gestärkt werden (oder zumindest verhindert werden, dass dieser nicht weiter 
schwindet), ist es ratsam, sich mit kooperationso enen Staaten wie Kenia 
auch über kontroverse Fragen der zukünftigen Weltordnung auszutauschen. 
Es gilt, die Leistungs- und Anpassungsfähigkeit der gescha enen multilateralen 
Architektur unter Beweis zu stellen. 
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Die zentrale Herausforderung für deutsche und europäische Akteure besteht 
nicht darin, Forderungen von historisch benachteiligten Ländern wie Kenia auf 
der internationalen Bühne beizup ichten, sondern tatsächliche substanzielle 
Zugeständnisse, wie Schuldenerlasse und die Neuverteilung von Stimmrech-
ten, mit der eigenen Sorge vor dem Bedeutungsverlust Europas in der zukünf-
tigen Weltordnung unter einen Hut zu bringen. Denn Zugeständnisse gehen 
zumindest in einigen Fällen einher mit nanziellen Mehrbelastungen und  
weniger anteiligen Stimmrechten für europäische Staaten, Großbritannien  
und die USA.55 

Der Zeitpunkt für einen engeren Austausch ist günstig: Ende 2023 wurde die 
AU Mitglied der G20, einem wichtigen Forum für die internationale wirtschaft-
liche Zusammenarbeit, in dem auch der Umgang mit Herausforderungen  
wie dem Klimawandel verhandelt wird. Angesichts der globalen Ambitionen 
William Rutos ist eine aktive Rolle Kenias bei der Formulierung gemeinsamer 
afrikanischer Positionen in diesem Forum wahrscheinlich.
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Kolumbien: Ambivalenzen einer  
aspirational power

Günther Maihold

Kolumbien hat unter Präsident Gustavo Petro einen Statuswechsel in seiner 
internationalen Präsenz eingeleitet. Die neue Außenpolitik setzt auf eine Orien-
tierung an Positionen des Globalen Südens unter Wahrung der traditionellen 
Westbindung des Landes. Diese Neuaufstellung konkretisiert sich mit Initiativen 
des Landes in vier Politikfeldern: Energietransition und Klimapolitik, Amazo-
nienpolitik, internationale Drogenpolitik sowie Ausbau der Beziehungen zu 
Afrika und in der arabischen Welt. Mit diesem Statuswechsel sind Ambivalenzen 
verbunden, auf die sich Deutschland und Europa im Umgang mit Kolumbien 
als Schlüsselpartner einstellen müssen, wenn sie eine neue internationale 
Ordnung auf eine breitere Grundlage stellen wollen. 

1. Kolumbien in der neuen globalen Ordnung

Mit dem erstmaligen Amtsantritt einer linksorientierten Regierung unter Präsi-
dent Gustavo Petro (seit 2022) haben sich in Kolumbien nicht nur die innen- 
politischen Prioritäten verschoben. Die Außenpolitik folgt einem bis dahin nicht 
gekannten internationalen Aktivismus, der das Bemühen um einen Statuswechsel 
für das Land in der internationalen Politik stützen und Kolumbien ein neues Maß 
an internationaler Anerkennung verscha en soll. Hierzu setzt der Präsident auf 
eine klare Ausrichtung des außenpolitischen Handelns an Positionen des Globalen 
Südens unter Wahrung der bestehenden Bindung an den Westen. 

Eine vielfach befürchtete Hinwendung zu China ist ausgeblieben, bislang verhält 
sich Kolumbien reserviert gegenüber einem Beitritt zur Belt and Road Initiative 
Pekings und zeigte bis vor Kurzem auch keine Annäherung an Positionen der 
BRICS+-Staaten. Dies hat sich beim Besuch des brasilianischen Präsidenten 
Lula da Silva in Bogotá im April 2024 verändert, als Kolumbiens Präsident einen 
zeitnahen Beitritt seines Landes zu den BRICS vorschlug und sich dafür Lulas 
Unterstützung versicherte. 
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Bislang jedoch dominiert eine Ausrichtung der Außenpolitik an nationalen  
Politikprioritäten und weniger an multilateralen Gruppierungen. Politische und 
diplomatische Initiativen des Landes sind auf bestimmte Politikfelder begrenzt, 
die kontinuierlichen außenpolitischen Äußerungen des Präsidenten auf  
schwächen dabei eher den internationalen Auftritt des Landes.1 Hierzu zählt 
etwa die national stark umstrittene Entscheidung des Präsidenten, dass seine 
Regierung keine weiteren Aufträge für die Öl- und Gasexploration, die Kohle-
exploration und Kohlenwassersto e im Allgemeinen zu vergeben gedenke, um 
den Weg des Landes in eine dekarbonisierte Wirtschaft voranzutreiben.

Kolumbien möchte international als „Synonym für Frieden, Vielfalt, Natur und 
globale Führung“2 wahrgenommen werden, als politischen Slogan hat der  
Präsident dies unter dem Titel „Colombia – potencia de la vida“ (Kolumbien – 
Macht des Lebens) als Programm festgeschrieben. Diese metaphorische  
Beschreibung setzt auf ein Zieldreieck, das nationale Prioritäten und inter- 
nationalen Aktivismus in diesen Politikfeldern miteinander verbinden möchte.

Abbildung 1: Politische Zielvorgaben der Regierung Petro „Colombia – 
potencia de la vida“

Daraus wird deutlich, dass die Außenpolitik Kolumbiens dem Muster eines auf-
strebenden Staates folgt, der durch internationale Sichtbarkeit eine Verbesserung 
seiner internationalen Positionierung anstrebt. Dabei werden die neuen Zeiten 
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dieser aktiven Außenpolitik in enger Verbindung mit den Zeiten globaler Macht-
verschiebungen angesehen: Das Land möchte aus diesen politischen Neukon gu-
rationen Vorteile erschließen. 

Diese sieht Präsident Petro deutlich in einer gestärkten Positionierung des Globa-
len Südens: Sein Handeln setzt darauf, die internationale Ö entlichkeit für seine 
Politik zu sensibilisieren und diese für transnationale Diskurse anschlussfähig zu 
gestalten. Dabei bleiben viele Anstöße allerdings Impulse des Präsidenten selbst, 
der seine zentrale Rolle im auswärtigen Handeln des Landes umfassend nutzt, um 
im Sinne einer Außenpolitik des Globalen Südens, „Ungleichheit und Ungerechtig-
keit anzuprangern und zu beseitigen, Solidarität mit den Mitmenschen zu üben, 
ihre Würde zu bekräftigen und ihre Integrität als autonome und freie Akteure zu 
verteidigen“3. 

Mit seinen politischen Erklärungen zum Überfall der Hamas-Terroristen auf Israel, 
das bislang eine zentrale Rolle bei der Belieferung Kolumbiens mit Wa en spielte, 
und den daraus folgenden Streitigkeiten mit der israelischen Regierung hat Petro 
sich klar von traditionellen Positionen der kolumbianischen Außenpolitik abge-
setzt und den verbalen Schulterschluss mit anderen Staaten des Globalen Südens 
wie Südafrika gesucht.4 

Formal wird dieser internationale Aktivismus deutlich im Auftrag an das Außenmi-
nisterium, während der vierjährigen Amtszeit von Präsident Petro zehn weitere 
diplomatische Vertretungen zu erö nen, sodass deren Gesamtzahl bis 2026 auf 
75 steigen würde. Diese neuen Botschaften würden sich in Barbados, Haiti, Guya-
na, Äthiopien, Senegal, Saudi-Arabien, Neuseeland, der Tschechischen Republik, 
Rumänien und Palästina be nden. Zudem versucht sich Kolumbien auch als Gast-
geber wichtiger internationaler Konferenzen zu pro lieren, etwa für die COP 16 
der Biodiversitätskonvention in Cali vom 21. Oktober bis 1. November 2024 sowie 
als Ausrichter des nächsten biregionalen Gipfels zwischen der EU und der Ge-
meinschaft der lateinamerikanischen und karibischen Staaten (Comunidad de 
Estados Latinoamericanos y Caribeños, CELAC) im Jahr 2025. Kolumbien hat sich 
2023 auch dem Klimaclub der G7 angeschlossen – er führt Länder mit besonders 
ehrgeiziger Klimapolitik, die sich zum Abkommen von Paris bekennen, zusammen.

 

56

Regionale Schlüsselakteure in der neuen globalen Ordnung



Kolumbiens Bindung an den Westen: NATO und OECD

Als Alleinstellungsmerkmal gegenüber allen anderen Ländern der Region verfügt 
Kolumbien über den Status „globaler Partner der Nato“. Die ersten formellen 
Schritte der Annäherung erfolgten seit dem Jahr 2006, seit 2013 wurde ein 
kontinuierlicher Prozess der Formalisierung eingeleitet. 

Der erste Schritt war die Unterzeichnung eines Abkommens über Zusammen-
arbeit und Informationssicherheit im Jahr 2017. Den zweiten Schritt stellte die 
Vereinbarung des Individual Partnership and Cooperation Programme (IPCP) 
2017 und dessen Rati zierung 2018 dar, mit der die Anerkennung Kolumbiens 
als „globaler Partner“ formalisiert wurde. Als weitreichendste Vereinbarung 
folgte 2021 die Unterzeichnung eines Individually Tailored Partnership Pro-
gramme (ITTP), das weitreichende Kooperationen festschreibt.5 

Außerdem wurde Kolumbien im Mai 2022 von den USA zum „strategischen 
Verbündeten der USA außerhalb der Nato“ erklärt, was zusätzliche Möglichkeiten 
im Bereich der militärischen Kooperation erö nete. Beide Elemente zusammen 
wurden von Beobachtern als Schritte zur „Transformation in eine regionale 
Mittelmacht und ein Bezugspunkt für Sicherheit, Verteidigung und Friedenskon-
solidierung auf regionaler, hemisphärischer und globaler Ebene“6 interpretiert. 

Neben dem Aufstieg des Verteidigungsministeriums zum außenpolitischen 
Akteur waren damit auch eine geogra sche Diversi zierung und aktive Präsenz 
in multilateralen Räumen verbunden, insbesondere bei der Einbindung von 
Staaten mit hohen materiellen militärischen Fähigkeiten in internationale Insti-
tutionen. In der Region wurde diese Bindung Kolumbiens an die NATO sehr 
kritisch wahrgenommen,7 was ebenso für die politische Anhängerschaft von 
Präsident Petro gelten kann. Gleichwohl hat sich die Zusammenarbeit mit der 
NATO auch in dessen Präsidentschaft fortgesetzt.8 Für die Streitkräfte des 
Landes bleiben damit die Möglichkeiten der Professionalisierung und Interna-
tionalisierung erhalten, was zu ihrer Verankerung im Westen beiträgt.

Mit seinem Beitritt zur OECD im Jahr 2020 hat Kolumbien ebenfalls ein Zeichen 
gesetzt, das sich nicht nur darauf projiziert, von einem erheblichen Anstieg  
der ausländischen Direktinvestitionen und niedrigeren Zinssätzen auf den 
internationalen Märkten pro tieren zu können,9 sondern bei seiner Verkündung 
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im Jahr 2018 als Aufstieg in die „erste Liga“ gefeiert wurde. Außenpolitisch  
unterstrich dieser Schritt das Interesse an einer Diversi zierung der Außen- 
beziehungen und einer Aufwertung des Images eines Landes, das lange als 
„Problemland“ am Rande des internationalen Geschehens stand. 

Nach einem langwierigen Aufnahmeprozess hat Kolumbien damit seine Fest-
legung auf die OECD-Leitsätze beschlossen und sich zur Koordinierung der 
Wirtschaftspolitiken der Mitglieder der OECD bekannt; dies vermittelt der  
internationalen Gemeinschaft eine klare Botschaft über die wirtschaftliche 
Sicherheit und die Bedingungen für Handel und Investitionen als Teil des west-
lichen Lagers. Hier ist bemerkenswert, dass Kolumbien als einziges Land 
Südamerikas weiterhin als wichtigsten Handelspartner die USA besitzt, wäh-
rend es für die Nachbarstaaten schon seit mehr als einer Dekade China ist.

2. Die außenpolitische Positionierung Kolumbiens

Sicherheit und Frieden sind die Zentralbegri e Kolumbiens mit Blick auf seine Rolle 
in der internationalen Ordnung. Maßgeblich dabei sind innenpolitische Prioritäten: 
Eine enge Anlehnung an die USA, die Einbindung in regionale beziehungsweise 
internationale Allianzen oder der weitgehende Rückzug aus internationalen Ange-
legenheiten haben über die Jahrzehnte stark variiert.10 Die Zuordnung zu den inter-
nationalen Ordnungsdynamiken ist insoweit durch eine innengeleitete Logik be-
dingt. Die von den jeweiligen Präsidenten vorgegebenen außenpolitischen 
Orientierungen folgen innenpolitischen Notwendigkeiten und sind stark von der 
Gleichzeitigkeit eines internen bewa neten Kon ikts mit verschiedenen Guerilla-
gruppen und der massiven Expansion der Drogenökonomie mit nationalen und 
internationalen Folgen geprägt. 

So stand etwa die international stark sichtbare Außenpolitik unter Präsident Juan 
Manuel Santos (2010–2018) unter ganz anderen Vorzeichen als die an die USA  
gebundene Politik seines Amtsvorgängers Álvaro Uribe Vélez (2002–2010),11  
indem sich Santos im Zeichen eines engagierten Internationalismus und der  
Friedensdiplomatie um eine deutliche Einbindung des Landes in multilaterale  
Formate – nicht zuletzt zur Abstützung des Friedensprozesses – bemühte. Diese 
unter dem Titel „respice omnia“ bekannt gewordene Strategie reduzierte sich unter 
seinem Nachfolger Iván Duque (2018–2022) – im Kontext der sich zuspitzenden 
politischen Krise mit dem Nachbarn Venezuela und der folgenden massiven Migra-
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tionsströme nach Kolumbien – zu einer erneuten klaren Ausrichtung auf die USA 
(bekannt als die traditionelle außenpolitische Doktrin Kolumbiens des „respice 
polum“)12 unter Einbindung von Kolumbiens Nachbarn in eine anti-venezolanische 
Front (Grupo de Lima13). Maßgeblich war dabei, die P icht demokratisch regierter 
Staaten zu unterstreichen, in ihrem Handeln sichtbare Unterschiede zu markieren 
und auf diese Weise liberale Werte zu fördern. Kolumbien eiferte dem Ziel nach,  
als ein gutes Mitglied der Liberalen Internationalen Ordnung (LIO) angesehen zu 
werden.14 

Beiträge zur internationalen Ordnung, hier verstanden als eine Konstellation von 
funktionalen und regionalen Teilordnungen, die sich durch unterschiedliche Rele-
vanzen und stark variierende Akteurskon gurationen auszeichnen,15 erfolgten 
insoweit eher als heterodoxe Beiträge eines Staates, dem an der Legitimität und 
Funktionsfähigkeit der LIO gelegen war und ist. Dieser Orientierung sind verschie-
dene Regierungen Kolumbiens gefolgt, indem sie immer wieder stark auf bestimm-
te Zielgruppen im Ausland gesetzt haben, die als Resonanzräume auch für die In-
nenpolitik relevant sind: Dies variiert zwischen politischen Kreisen in Washington 
bis zu europäischen Staaten oder der EU in Abhängigkeit von der politischen Aus-
richtung des jeweiligen Präsidenten als ein Wechselspiel von Up- und Downloading 
der Wertevorstellungen und Unterstützungsleistungen.16 

Unabhängig davon bleibt immer das Interesse, die Wahrnehmung des eigenen 
Landes durch die internationale Positionierung zu beein ussen – sei es durch 
die strategische Mitgliedschaft in wichtigen Organisationen wie der NATO oder 
der OECD, der Zugehörigkeit zu informellen Entscheidungsorganen wie der 
Lima-Gruppe oder dem Zugang zu zentralen Finanzquellen etwa in den USA 
im Kampf gegen den „Terrorismus“ im Rahmen des Plan Colombia. Mit diesem 
„Performance“-Muster will Kolumbien sich als gutes Mitglied der LIO pro lieren, 
auch wenn dies lange nur in einer Sekundärrolle möglich war.17 

Ein jüngeres Beispiel, wie Kolumbien eine größere Sichtbarkeit gewonnen hat, ist 
die Aufnahme von mehr als zwei Millionen Ge üchteten aus Venezuela, die durch 
die großzügige Gewährung eines vorläu gen Schutzstatus nachdrücklich die  
internationale Reputation des Landes gesteigert hat. Das Land wurde als „globale 
Führungsmacht“ in der Migrationspolitik bezeichnet.18
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3.  Wie blickt Kolumbien auf Europas/Deutschlands Rolle 
in der neuen Weltordnung?

Die Europäische Union, ihre Mitgliedstaaten und Deutschland im Besonderen 
waren für Kolumbien in der vergangenen Dekade vor allem internationale 
Stabilisatoren des Friedensprozesses seit dem Abkommen mit der FARC-Gue-
rilla im Jahr 2016 – oftmals auch gegen die Regierung des Landes wie unter der 
Präsidentschaft von Iván Duque. Diese Rolle hat sich unter Präsident Petro, 
der mit seinen politischen Initiativen in den Bereichen Friedenspolitik, Klima-
wandel und Drogenpolitik an zentrale europäische Narrative anschließt, zu 
einem gemeinsamen Diskurs vertieft. Allerdings tritt die kolumbianische Seite 
mit klaren Forderungen an die EU und Deutschland heran, daraus auch politi-
sche Realität werden zu lassen. Im Einzelnen hat Kolumbien daher Pläne vor-
gelegt, um Veränderungen der internationalen Ordnung in für Kolumbien zen-
tralen Politikfeldern voranzutreiben, wobei das Land auch den internationalen 
Schulterschluss mit anderen Nationen (vor allem des Globalen Südens) ge-
sucht hat. 

Der Blick Kolumbiens auf Deutschland und Europa o enbart die Schwierigkei-
ten eines Staates, der unter der gegenwärtigen Regierung einen Statuswechsel 
anstrebt und dabei gleichzeitig noch keine klare Positionierung im Wandel der 
Ordnung einzunehmen vermag. Der Ausgangspunkt für die Zusammenarbeit 
mit Deutschland ist günstig, insoweit Deutschland mit einem Handelsvolumen 
von 53,6 Milliarden Euro (2023) fünftgrößter Handelspartner Kolumbiens und 
größter Handelspartner innerhalb der EU ist. Eingeführte Kooperationsfelder 
sind Frieden, gesellschaftlicher Zusammenhalt, Migration, Klima und Energie 
sowie Umwelt und natürliche Ressourcen, vor allem Wald- und Biodiversitäts-
schutz, die seit dem Juni 2023 durch eine Partnerschaft für Klima und eine 
gerechte Energiewende sowie ein Migrationsabkommen im Jahr 2024 ergänzt 
werden. 

Das bilaterale Engagement Deutschlands ist Teil der internationalen Entwick-
lungszusammenarbeit, sodass Kolumbien 2022 neuntgrößter Empfänger von 
ODA-Zahlungen war. Im Kontext des Überfalls von Russland auf die Ukraine 
trat Kolumbien ein, als Deutschland Ersatz für russische Energieträger suchte. 
In Deutschland wie in Kolumbien wird die massive Steigerung von Kohleförde-
rung und -verstromung kritisiert, Präsident Petro selbst spricht immer wieder 
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von der internationalen Herausforderung, den Ausstieg aus dem „fossilen Ka-
pitalismus“ voranzubringen und diesen zu einem „kohlensto freien Kapitalis-
mus“ zu transformieren.19

Trotz des starken Kooperationspro ls zwischen Deutschland und Kolumbien 
ist die Verständigung beider Länder bei der Ausgestaltung einer neuen globalen 
Ordnung viel schwieriger. Die unterschiedlichen Ausgangspositionen konnten 
sich noch nicht annähern. So ist bei Kolumbien eine Priorität zur Erweiterung 
der nationalen Autonomie zu erkennen, die begleitet wird von der Forderung 
nach einer Kompensation für erlittene Schäden (etwa im Bereich Umwelt 
durch die Ressourcenausbeutung oder bei der Rückführung von Funden des 
archäologischen Erbes Kolumbiens) mit entsprechend erweiterten Finanzie-
rungsoptionen der Zusammenarbeit. 

In dieser Haltung lässt sich eine Aversion gegen eine zu intensive internationa-
le politische und wirtschaftliche Ver echtung erkennen, die Verwundbarkeit 
vermeiden und den nationalen Interessen Priorität sichern will. Diese für die 
außenpolitische Orientierung von Staaten des Globalen Südens kennzeichnenden 
Züge20 beinhalten, dass die Korridore für gemeinsame Positionen zur Neuge-
staltung der internationalen Ordnung schmal und auf bestimmte Politikfelder 
begrenzt sind. 

So gilt auch für Kolumbien, dass nur eine sehr eingeschränkte Folgebereitschaft 
für globale Konzepte aus Europa und eine defensive beziehungsweise reaktive 
Ausrichtung hinsichtlich der Einbeziehung in entsprechende Vorschläge  
besteht. Dies ist nicht zuletzt darin begründet, dass das Land seine knappen 
außenpolitischen Ressourcen erhalten und keine umfassenden kollektiven 
Kooperationsverp ichtungen eingehen will. Erkennbar wird diese Grundhal-
tung am Prinzip der like-mindedness, die als umbrella identity gefasst wird und 
nicht – wie im westlichen Verständnis – gebunden ist an die Idee, grundlegende 
politische Werte und Prinzipien zu teilen. So werden europäische Intentionen 
zurückgewiesen, mit der Identi zierung einer in-group gleichgesinnter Länder 
und deren Abgrenzung von einer out-group diese als gegnerisch oder sogar 
bedrohlich darzustellen. 

Mit spezi schen außenpolitischen Aktionen will die Regierung Petro ihr multi-
laterales Engagement mit Europa als Partner unterstreichen und gleichzeitig 

61

Kolumbien



Regionale Schlüsselakteure in der neuen globalen Ordnung

deutlich machen, dass Kolumbiens einseitige Bindung an die USA durch die 
Vorgängerregierung beendet ist. Dafür sollen konkrete Initiativen symmetri-
sche Beziehungen zwischen den Ländern des Globalen Südens und Nordens 
(hier: Europas) stiften und einen Ausgleich hinsichtlich der Entwicklungschancen 
scha en. Das Land sieht sich als ein politikfeldbezogener norm entrepreneur mit 
konkreten Handlungsanforderungen an Europa, insoweit (Handlungs-)Normen 
infrage gestellt, deren Wandel beein usst oder neue Normen aufgestellt werden 
sollen. Damit wird die Europäische Union von Kolumbien in die P icht genom-
men, für strukturwirksame Änderungen in der globalen Agenda den Worten 
auch Taten folgen zu lassen.

-
zonien (Debt for Nature / Climate Action Swaps)

Diese Initiative Kolumbiens sieht die weltweite Ausgabe von Sonderzie-
hungsrechten durch den Internationalen Währungsfonds (IWF) vor, die es 
den beteiligten Ländern ermöglichen sollen, Mittel für die Anpassung an 
den Klimawandel und dessen Eindämmung zu erhalten und so die Nach-
haltigkeitspolitik zu stärken. Hintergrund dafür ist die Einschränkung des 

skalischen Spielraums der vom Klimawandel betro enen Staaten durch 
die Auslandsverschuldung, was ihre Fähigkeit beeinträchtigt, Anpassungs- 
und Klimaschutzmaßnahmen sowie Verluste und Schäden weltweit zu  

nanzieren. Zudem wurde unter Federführung Kolumbiens gemeinsam mit 
Frankreich, Kenia und Ghana auf der Klimakonferenz der Vereinten Nationen 
(COP 28) in Dubai und der Generalversammlung der Vereinten Nationen  
ein Vorschlag zum Tausch von Auslandsschulden gegen Maßnahmen im 
Zusammenhang mit dem Klimawandel vorgelegt.21

b) Just Energy Transition Partnership (JETP)

Kolumbien hat gegenüber den G7 eine JETP beantragt, um Zugang zu diesem 
innovativen Finanzierungsmodell zur Dekarbonisierung zu erhalten, das in 
besonderem Maße die Abkehr von Kohleproduktion und -verbrauch unter-
stützen und gleichzeitig die sozialen Folgen abfedern soll. Bislang haben 
Südafrika (2021) und Indonesien (2022) entsprechende Vereinbarungen  
für eine sozial gerechte Energiewende unterzeichnet,22 die durch Scha ung 
alternativer Arbeitsplätze für die betro enen Arbeitnehmerinnen und  
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Arbeitnehmer und neuer wirtschaftlicher Möglichkeiten für die betro enen 
Gemeinden erzielt werden soll. Da der Abschluss weiterer JETP-Abkommen 
angekündigt wurde und sich vier weitere Länder beteiligen werden, ist  
Kolumbien mit Unterstützung Deutschlands bemüht, sich für ein JETP-Ab-
kommen zu quali zieren und dadurch die bisherige Projektkooperation auf 
bilateraler Basis in der Internationalen Klimaschutzinitiative (IKI) zu erweitern.

c) Neuausrichtung der internationalen Drogenpolitik

Im Rahmen der Sitzung der internationalen Suchtsto kommission der Ver-
einten Nationen (UN Commission on Narcotic Drugs, CND) am 14./15. März 
2024 in Wien forderte eine Koalition von 62 Ländern unter der Führung 
Kolumbiens eine Reform des internationalen Drogenkontrollsystems, das 
seit dem Höhepunkt des Krieges gegen die Drogen als sogenannter Wiener 
Konsens unverändert in Kraft ist. In einer gemeinsamen Erklärung wurde 
auf die katastrophalen Folgen der punitiven Drogenpolitik hingewiesen,  
die Gewalt, Korruption und Umweltzerstörung fördere und gleichzeitig Ge-
sundheit, Entwicklung und Menschenrechte untergrabe. 

Kolumbiens Präsident Petro bezeichnete in seiner Rede das derzeitige  
internationale System als „anachronistisch und träge“ und forderte einen 
transformativen Wandel in der globalen Drogenpolitik.23 Gegen das Votum 
von China und Russland gelang es erstmals in der Geschichte des Drogen-
kontrollregimes, eine Resolution zu verabschieden, die das Prinzip der 
„harm reduction“ erwähnt und damit den Anschluss der Drogenpolitik an 
das System des Menschenrechtsschutzes herstellt.24 Dies unterstreicht  
auch in den Beziehungen mit Europa die Tatsache, dass Kolumbien im  
Februar 2024 den Ko-Vorsitz des CELAC-EU-Koordinierungs- und Koopera-
tionsmechanismus für Drogenfragen übernommen hat.

Eng damit ist der Übergang von der illegalen Ökonomie (Drogen, illegaler 
Bergbau, Biodiversitätsdiebstahl) und in jenen Gebieten Kolumbiens  
verbunden, in denen der Staat keine e ektive Gebietsherrschaft besitzt.25  
Als Komponente des „totalen Friedens“, dem Konzept Petros zur Erzielung 
eines Friedensschlusses mit allen Gewaltakteuren des Landes,26 sollen 
Wege zu legalen wirtschaftlichen Möglichkeiten gefunden werden auf Basis 
internationaler Unterstützung. Dieser Schwerpunkt des Regierungshan-
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delns soll den vollständigen Frieden in den Kon iktzonen, in denen die Prä-
senz transnationaler multikrimineller Banden die illegale Wirtschaft nährt, 
bringen.

d)  Vorschlag eines Umweltgerichtshofs und eines  
NATO-ähnlichen Militärvertrags für Amazonien

Auf dem Amazonas-Gipfel United for Our Forests im brasilianischen Belém 
Do Pará schlug Präsident Petro im Rahmen des vierten Tre ens der  
Amazonas-Kooperationsvertragsorganisation (OTCA) zum Schutz und zur 
Wiederherstellung des Regenwaldes einen internationalen Umweltgerichts-
hof für Amazonien vor, der über Verbrechen gegen den Amazonas urteilt 
und den Rechten des Amazonas-Regenwaldes Anerkennung verscha en 
soll. Zusätzlich forderte er eine Amazonas-NATO im Sinne eines militärischen 
und juristischen Vertrags, um die illegalen Ökonomien und ihre Routen 
durch den Amazonas-Urwald durch militärische Kooperation zu kontrollieren. 
Dies soll unter Wahrung der Souveränität, aber mit koordiniertem Einsatz 
erfolgen, wozu er ein Tre en der Verteidigungsminister der acht Amazonas- 
Anliegerstaaten (Bolivien, Brasilien, Ecuador, Guyana, Kolumbien, Peru,  
Suriname und Venezuela) anregte, um ein entsprechendes Abkommen 
vorzubereiten.

Dabei begab sich der kolumbianische Präsident in o ene Konfrontation mit 
seinem brasilianischen Amtskollegen Lula da Silva, indem er den „fossilen 
Kapitalismus“ und insbesondere die Verweigerung der „Linken“ in Latein-
amerika kritisierte, sich von der Nutzung fossiler Brennsto e zu verabschie-
den und entsprechende Entscheidungen aufzuschieben.27 Damit spielte Petro 
deutlich auf Brasiliens Interesse an, im Amazonas-Delta weiterhin die Aus-
beutung von Öl- und Gasvorkommen zu betreiben – eine Position, die auch 
international stark kritisiert wurde. Allerdings gelang es Petro nicht, seine 
Prioritäten auch regional zu verankern und die Unterstützung seiner Part-
ner zu erlangen – nicht zuletzt aufgrund des Widerstands des brasiliani-
schen Präsidenten.
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Ambiguitäten und Konvergenzen: Die Reichweite Kolumbiens  
als aspirational power 

Auf das Traditionselement der kolumbianischen Außenpolitik ist bereits  
verwiesen worden: die Selbstüberforderung des Landes in seinem außenpoli- 
tischen Handeln.28 Die hohen Ansprüche stehen im Widerspruch zu den  
unzureichenden wirtschaftlichen und politischen Grundlagen, um nachhaltig 
internationalen Ein uss zu gewinnen, die damit verbundenen Kosten zu  
tragen und Chancen zu nutzen, um einen erfolgreichen Weg globaler Verant-
wortung einschlagen zu können. 

Vieles ist daher aspiration, der angestrebte Statuswechsel des Landes im regio-
nalen und internationalen Umfeld läuft Gefahr, Stückwerk zu bleiben. Machtver-
schiebungen in der internationalen Ordnung erö nen nicht unmittelbar auch 
Chancen für Länder wie Kolumbien, hierzu müssen context (internationale Kon-
textbedingungen), content (Inhalte der Neuprojektion) und choice (politische 
Weichenstellungen) sinnvoll aufeinander bezogen sein oder gar zur Deckung 
gelangen. Nicht nur aufgrund der verschiedenen Positionierungen des Landes 
hat sich das Bild einer fragmentierten und kasuistischen Außenpolitik eingestellt, 
das vom Fehlen eines institutionellen Ansatzes für die Außenpolitik sowie  
inkohärenten Initiativen geprägt ist.29 

Dies beeinträchtigt das Bemühen Kolumbiens, sein Gewicht in der Welt stärker 
zur Geltung zu bringen, deutet aber auch gleichzeitig jene Ambivalenzen an, die 
heute die Außenpolitik von Schlüsselstaaten des Globalen Südens kennzeichnen.30 
Für ein aktiv angelegtes außenpolitisches Pro l Kolumbiens mit dem Ziel der 
Erweiterung der internationalen Gestaltungsfähigkeit, wie von Präsident Petro 
angestrebt, sind die eher auf politischen Aktivismus ausgelegten Äußerungen 
des Präsidenten auf  (etwa bezogen auf Israels Kampf gegen die Terrororgani-
sation Hamas) wenig hilfreich,31 da sie stark persönlich geprägt sind und kaum 
institutionelle Unterfütterung durch das Außenministerium besitzen. Sie können 
daher dem Bereich populistischer Außenpolitik zugerechnet werden, um Unter-
stützung im nationalen Kontext zu mobilisieren.32 Diese Vorschläge beruhen auf 
einer begrenzten Fähigkeit zu coalition building und zielen auf eine politikfeldbe-
zogene like-mindedness ab, die nicht als identitätsbasierte geostrategische Praxis 
verstanden wird, sondern eher als eine umbrella identity von like-mindedness für 
Anschlussfähigkeit an den Diskurs des Globalen Südens.33 
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Wenn Kolumbien heute eine aktive Außenpolitik betreibt, wenn es Initiativen 
im Bereich von Friedenspolitik, Energietransition und Biodiversitätspolitik  
ergreift (Einleitung von Normwandel, Bemühungen um Koalitionsbildung usw.) 
und die beschränkten verfügbaren Mittel strategisch einsetzt, dann bedarf  
es für den Erfolg dieses Vorgehens der Erweiterung von außenpolitischen  
Kapazitäten, um die eigenen aspirations Realität werden zu lassen. Ob das Land 
systematisch auf eine strategische Ambiguität setzt mit einem Diskurs des  
Globalen Südens einerseits und der Verankerung in Strukturen des Westens 
andererseits, scheint gegenwärtig eher von innenpolitischen Prioritäten der 
Regierung Petro bestimmt, als grundsätzlichen Erwägungen zu folgen. 

Bei globaler Ordnungskonkurrenz und dem komplexen Ge echt variierender 
Teilordnungen sieht die Regierung Petro eher o ene Machtstrukturen, die dem 
Land durch eine aktive – zuweilen auch aktivistische – Außenpolitik Chancen 
erö nen, eigene Vorschläge jenseits festgefügter Allianzen des Westens voran-
zubringen. Die rhetorisch-symbolische Teilhabe am Globalen Süden im Diskurs 
des Präsidenten und die gleichzeitige Verankerung in NATO und OECD ver-
scha en Kolumbien die Möglichkeit, an Schnittstellen dieser Ordnungen seine 
Positionierung zu verhandeln und für nationale Interessenpolitik zu nutzen.  

4.  Ausblick und Handlungsempfehlungen für deutsche 
und europäische Akteure

Trotz aller Ambivalenzen sollten Konvergenzpunkte mit Deutschland und  
Europa ausgebaut und gefördert werden. Dies gilt für den Bereich der Energie- 
und Klimapolitik (wo sich auch gemeinsame Initiativen mit Kenia und der Tür-
kei abzeichnen) wie für die Gestaltung internationaler Drogenpolitik und bezo-
gen auf den Amazonas (hier aber eingeschränkt durch die starke Position 
Brasiliens). Doch selbst solche Optionen können zwei Grundprobleme der 
kolumbianischen Außenpolitik nicht überwinden: Zum einen ist vieles im inter-
nationalen Auftreten des Landes für das heimische Publikum gedacht, zum 
anderen tritt Kolumbien international so auf, als hätte es seine tiefgehenden 
internen Probleme (Unsicherheit, bewa neter Kon ikt etc.) bereits gelöst.34 

Wenn die politische Gemeinschaftsbildung über eine interessengeleitete  
Zusammenarbeit in bestimmten Politikfeldern hinausgeht und zu Lagerbil-
dung beiträgt, dann sind schnell die Grenzen der Kooperationsbereitschaft 
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Kolumbiens erreicht. Die Möglichkeiten der Zusammenarbeit im sicherheits- 
und verteidigungspolitischen Bereich im Rahmen der deutsch-kolumbiani-
schen beziehungsweise europäisch-kolumbianischen Beziehungen sind in der 
globalen NATO-Partnerschaft Kolumbiens angelegt. Auch wenn diese gegen-
wärtig eher als Potenzial einzuordnen sind, könnten sie für eine Neugestal-
tung der Rolle des Militärs genutzt werden, da sich hier ein großes Vertrauen 
innerhalb der Streitkräfte aufgebaut hat.

Dies muss der deutsche und europäische Austausch mit Ländern des Globa-
len Südens berücksichtigen, wenn das insgesamt sehr dynamische bilaterale 
Zusammenwirken eher nicht zu reziproker Perspektivübernahme führt,  
sondern sich eine Wahrnehmung in Europa einstellt, Kolumbien sehe seine  
In-between-Positionierung als Land mit Orientierung am Globalen Süden und 
westlicher Verankerung als Chance, um die Durchsetzung nationaler Prioritä-
ten und sein Einwirken auf die internationale Politik zu erweitern. Der Um-
gang mit dieser in Deutschland als „positionale Inkonsistenz“ empfundenen 
Haltung des Landes in Fragen der internationalen Ordnung mit Blick auf  
Zugehörigkeiten und Anerkennungsverhältnisse muss in anderen Formaten 
gelernt werden, da er im Gegensatz zum deutschen Wunsch nach Eindeutig-
keit und Loyalität in Zeiten des Wandels steht. „Politik in einer Welt voller  
Frenemies braucht eine hohe Ambiguitätstoleranz, muss Mehrdeutigkeit aus-
halten können. Sie muss auf große Gesten und pseudoradikale Vorschläge 
verzichten, die ‚moralische Klarheit‘ suggerieren, aber oft das Gegenteil des 
Gewünschten erreichen würden.“35 

Im Beziehungsge echt zwischen Deutschland/Europa und Kolumbien stand 
für Bogotá immer im Vordergrund, auf das internationale Umfeld zu reagie-
ren und politische und wirtschaftliche Räume zu konsolidieren. Diese in der 
Wissenschaft als „active non-alignment“36 beschriebene Position ist in der 
politischen Praxis sehr exibel angelegt und bedarf eines intensiven, vertieften 
Austausches auf Augenhöhe, der nicht nur durch die klassische Reisediplomatie 
abgedeckt werden kann, sondern alle Ebenen diplomatischen Handelns ein-
schließen muss. 

Dies bedeutet auch, auf vorgeformte Positionen zu verzichten und sich in  
Abstimmungs- und Verhandlungsprozesse zu begeben, die aufwendig sind 
und nicht immer erfolgreich. Diesen Weg zu beschreiben, dabei den Umgang 
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mit Ambiguität und politischen Ambivalenzen eines auf Statuswechsel setzen-
den Landes zu erlernen, sollte es Deutschland Wert sein, mit einem Schlüssel-
partner in Lateinamerika (jenseits Brasiliens) divergierende Positionen auszu-
tragen und möglicherweise anzunähern.
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Türkei: Im Westen bleiben, autonom 
handeln 

Bruno Hamm-Pütt, Daria Isachenko 

1. Die Türkei in der neuen globalen Ordnung 

In der Türkei werden aktuelle geopolitische Diagnosen, die eine Polarisierung 
entlang von „Lagern“ und „Achsen“ feststellen, mit überholtem Blockdenken 
des 20. Jahrhunderts in Verbindung gebracht, welches multipolare Interdepen-
denzen der Gegenwart verkennt.1 Der Idealfall wäre für Ankara eine Welt, die 
weder unipolar noch bipolar oder multipolar ist. Pointiert formuliert hat die-
sen Wunsch der türkische Außenminister Hakan Fidan: Ankara möchte „ein 
robustes System, das auf Solidarität und nicht auf Polarität beruht“.2 

Einer der wichtigsten Trends, der die dahingehende Positionierung Ankaras 
beein usst, ist die antizipierte Abnahme der Rolle des Westens, vor allem der 
USA. Zwar betrachtet laut Umfragen eine Mehrheit von knapp 60 Prozent die 
USA noch als ein ussreichsten Akteur der Weltpolitik. Doch in fünf Jahren wird 
erwartet, dass sich das gegenwärtige Übergewicht Washingtons eindeutig zu-
gunsten Chinas verschiebt. Nur noch 33 Prozent denken, dass die USA dann 
weiterhin der ein ussreichste Akteur sein wird, während China dann gleichauf 
liegt.3 

Diese Prognose hat im türkischen Establishment bereits zu folgendem Schluss 
geführt: „Wir leben in einer weniger westlich orientierten oder vielleicht post-
westlichen Welt.“4 So wird der geopolitische Wandel in Ankara als Gelegenheit 
betrachtet, die eigene Rolle in der globalen Ordnung auszubauen. Zugleich ist 
die türkische Führung überzeugt, dass das nicht zum Nachteil des Westens 
ausfallen muss, denn die Türkei könnte mittelfristig eine Brückenfunktion in 
viele Regionen übernehmen, in denen auch westliche Interessen berührt sind.5 
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In der Tat sieht man in der gegenwärtigen Zielsetzung Ankaras neben dem 
verstärkten Selbstbewusstsein und dem Bestreben, eigene Interessen durch-
zusetzen, immer noch eine ausgeprägte westliche Orientierung:6 Vor diesem 
Hintergrund begreift der türkische Außenminister die Rolle seines Landes als 
„ein Problemlöser, Systemverbesserer und Transformator in regionalen und 
internationalen Angelegenheiten“.7 Was dies für die Außenpolitik Ankaras be-
deutet, hat er im Oktober 2023 anhand von vier Zielen präzisiert:8 

1. Die Türkei setzt prioritär ihre Sicherheitsinteressen in den umliegenden 
Regionen durch. Eine Reihe an Kon iktfelder sticht dabei heraus: Russlands 
Krieg gegen die Ukraine im Norden mitsamt den Auswirkungen auf das 
Schwarze Meer; an der östlichen Grenze der Türkei hin zum Südkaukasus, 
bei der auch die Rolle des Irans zu berücksichtigen ist; im Süden der 
Bürgerkrieg in Syrien. Oberste Sicherheitspriorität hat für die Türkei dabei 
nach wie vor die Eindämmung kurdischer Autonomiebestrebungen in 
Syrien und im Irak, durch welche die Türkei ihre eigene Sicherheit bedroht 
sieht. Der militärische Kampf gegen die PKK/YPG, ISIS,9 die Ankara als 
Proxys betrachtet, nimmt in der türkischen Außenpolitik traditionell einen 
besonderen Stellenwert ein.10 Seit dem 7. Oktober 2023 ist die Auseinan-
dersetzung zwischen Israel und der Hamas hinzugekommen, bei der sich 
Ankara als exponierter Fürsprecher palästinensischer Angelegenheiten 
präsentiert.

2. Ankara ist bestrebt, die Institutionalisierung der Außenbeziehungen, die 
die Türkei als strategisch wertvoll betrachtet, zu verstärken, und intensi-
viert regionale Modelle multilateraler Zusammenarbeit. Zentral sind zudem 
die Beziehungen zu den USA, die vor allem durch das NATO-Bündnis 
gehalten werden.11 Hier ist ebenfalls anzumerken, dass gemäß o ziellen 
Verlautbarungen der EU-Vollmitgliedschaft weiterhin „strategische Priori-
tät“ eingeräumt wird. In jüngerer Zeit spielt zudem die Organisation der 
Turkstaaten (OTS) für Ankara eine prominentere Rolle. Mit der Türkei, 
Aserbaidschan, Kasachstan, Kirgisistan und Usbekistan als Mitgliedstaaten 
ist die OTS die einzige nicht von Russland geführte Organisation im 
postsowjetischen Raum. Zugleich verbindet die OTS den Südkaukasus  
und Zentralasien.  
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3. Insgesamt sind wirtschaftliche Interessen ein zentrales Motiv türkischer 
Außenpolitik.12 Bei der Zusammenarbeit mit der EU sind die Modernisierung 
der Zollunion sowie die Visaliberalisierung beziehungsweise -erleichterungen 
von hoher Bedeutung, um das Wachstum der türkischen Wirtschaft zu 
garantieren.13 Des Weiteren sind Energieprojekte und Konnektivität aus 
Sicht Ankaras entscheidend, um eine Schlüsselposition in globalen Handels- 
und Energieketten einzunehmen. Besonders betont werden dabei die 
Transanatolische Erdgaspipeline (TANAP, Teil des Südlichen Gaskorridors) 
und der transkaspische Ost-West-Korridor, der sogenannte Mittlere 
Korridor – eine Handelsroute, die nach dem 24. Februar 2022 für die EU  
an Bedeutung gewonnen hat. Gemeinsam mit dem Irak ist man bemüht, 
das Infrastrukturprojekt Development Road Project zu entwickeln, um eine 
wettbewerbsfähige Warenverkehrsanbindung aus Ostasien in Richtung 
Europa zu etablieren.

4. Ankara engagiert sich zunehmend außerhalb der eigenen Region, um 
„Lösungen für globale Probleme anbieten“14 zu können. Seit einigen Jahren 
ist die Türkei besonders aktiv in Afrika, wie beispielsweise die im Februar 
2024 mit Somalia abgeschlossene Rahmenvereinbarung über die verteidi-
gungspolitische und wirtschaftliche Zusammenarbeit am Horn von Afrika 
zeigt. In Afrika neigt Ankara dazu, sich als antiimperiale und antikoloniale 
Alternative zum Westen zu positionieren. Für den asiatischen Raum hat die 
Türkei 2019 die Asia Anew Initiative vorgestellt, dabei sieht sich die Türkei 
als „östlichstes europäisches und westlichstes asiatisches Land“ und betont 
das Potenzial für die Zusammenarbeit in Fragen von Handel, Investitionen, 
Verkehr, Logistik und Infrastruktur.15 Geplant sind zudem verstärkte 
Verbindungen zu Lateinamerika und in die Karibik. Mit dem Antalya 
Diplomacy Forum (ADF) ist diesbezüglich eine Plattform gescha en 
worden, die türkische Ambitionen medienwirksam und prominent weit 
über die eigenen nationalen Grenzen hinaus platziert. 

Fidans Darstellung der außenpolitischen Ziele zeigt, dass Ankara sich in der 
neu entstehenden Weltordnung darum bemüht, Potenziale strategischer  
Autonomie auszuschöpfen, ohne sich dabei vom Westen trennen zu wollen. 
Bei der Umsetzung dieser Vorhaben ist das Verhältnis zwischen ideologischer 
Präferenz und wirtschaftlich verfolgtem Interesse auch nicht durchweg  
konsistent. Zusätzlich wird dem jeweiligen Empfängerhorizont entsprechend 
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kommuniziert. Politische Begründungen weichen öfters von staatlichen oder  
diplomatischen Erklärungen ab. So bedienen türkische Regierungsmitglieder 
mitunter eine scharfe Rhetorik, während sich Vertreterinnen und Vertreter des 
Staates lösungsorientiert und gesprächsbereit zeigen. Wie wirkt sich nun diese 
Konstellation auf die türkische Wahrnehmung und Rolle im sich abzeichnenden 
Systemkon ikt aus? 

Um den damit verbundenen Aspekten nachzugehen, hat das Auslandsbüro 
Türkei der Konrad-Adenauer-Stiftung zwei Workshops (Dezember 2023 und 
Februar 2024) in Ankara mit ausgewählten Experten der strategic community 
durchgeführt. Der folgende Text basiert maßgeblich auf den Ergebnissen des 
Workshops. Gerade vor dem Hintergrund einer in Deutschland weithin geteil-
ten kritischen Einstellung gegenüber der Türkei, ihrer Regierung und ihres 
Präsidenten Recep Tayyip Erdo an wurde der Fokus auf außenpolitische Kon-
senspositionen jenseits politischer (Partei-)Zugehörigkeiten gesetzt. Auch weil 
eine gängige Herangehensweise in Deutschland die türkische Außenpolitik  
als Fortsetzung der Innenpolitik mit anderen Mitteln beschreibt.16 Ein solcher 
Ansatz ist von besonderer Relevanz, wenn es abschließend um einen strategi-
schen Ansatz im Umgang mit der Türkei gehen soll.

2. Die außenpolitische Positionierung der Türkei 

Dass die Türkei in Deutschland und im Westen allgemein stark auf Erdo an 
fokussiert wird, hat nicht zuletzt mit den umfassenden Kompetenzen zu tun, 
die dem türkischen Staatspräsidenten seit der 2017 per Referendum beschlos-
senen Verfassungsreform zukommen.17 Darüber hinaus tritt Erdogan nicht nur 
innenpolitisch, sondern auch außenpolitisch äußerst personenkonzentriert 
auf: Hochrangige Tre en mit politischen Akteuren anderer Länder produzie-
ren permanent Bilder, die die Bedeutung Erdo ans und den Ein uss der Tür-
kei untermauern sollen. Während Erdo ans Politik im Westen mitunter als 
opportunistisch und unberechenbar gilt, wird sein Führungsstil in der Türkei 
weitgehend unterstützt: Solange die Außenpolitik türkische Interessen ver-
folgt, werden Kurswechsel nicht zum Gegenstand anhaltender Debatten.18 
Prägende Faktoren türkischer Außenpolitik sind vor allem die historischen 
Erfahrungen der Republik sowie die geogra sche Lage der Türkei. 
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Historisches Erbe: Zwischen Grandeur und Unsicherheit 

Als postimperialer Staat ist der außenpolitische Diskurs der Türkei durch grand 
narratives gekennzeichnet.19 Einerseits vermittelt die imperiale Vergangenheit 
ein Gefühl von Größe und Stolz und dient als Legitimationsbasis für regionale 
Ansprüche. 

Nach dem Ende des Ost-West-Kon iktes bezeichnete der ehemalige Staats- und 
Ministerpräsident Turgut Özal beispielsweise das 21. Jahrhundert als „türkisches 
Jahrhundert“, während der ehemalige Staats- und Ministerpräsident Süleyman 
Demirel die türkische Welt „von der Adria bis zur Chinesischen Mauer“ verortete. 
Ein weiteres Beispiel ist das Konzept des ehemaligen Außenministers Ahmet 
Davutoglu, das die Türkei als geopolitisch „zentrales Land“ (merkez ülke) begreift, 
wodurch ihr eine Schlüsselrolle in den Nachbarregionen zukomme. 

Auch heute noch spricht der türkische Präsident Recep Tayyip Erdo an vom 
„Jahrhundert der Türkei“. Anderseits p egt die Türkei auch ein ambivalentes 
Verhältnis zu ihrer imperialen Vergangenheit. Der langwierige Au ösungspro-
zess des Osmanischen Reiches hat ein Gefühl der Unsicherheit hinterlassen, 
das auch heutige Eliten in der Türkei prägt. 

Insbesondere der syrische Bürgerkrieg seit 2011 hat zu einer „Belagerungs-
mentalität“ seitens der türkischen politischen Klasse geführt. Zentral ist dabei 
die Befürchtung autonomer kurdischer Staatlichkeit an der Grenze zur Türkei. 
In diesem Kontext wurde häu g an das sogenannte Sèvres-Syndrom erinnert: 
Der im August 1920 unterzeichnete Vertrag von Sèvres hatte die Au ösung des 
Osmanischen Reiches nach der Niederlage im Ersten Weltkrieg beschlossen. 
Aufgrund des erfolgreichen türkischen Befreiungskrieges unter Führung Mustafa 
Kemals (später Atatürk) wurde 1923 mit dem Vertrag von Lausanne diese  
Entwicklung weitgehend rückgängig gemacht. Doch auch heute noch ist die 
Wahrnehmung verbreitet, die Westmächte würden die territoriale Desintegra-
tion der Türkei anstreben. 

So ist die Absicht, anerkanntes Mitglied des Westens zu sein, von Beginn an mit 
einem gewissen Gefühl der Unsicherheit gegenüber dem Westen verbunden. 
Seit der Staatsgründung ist die türkische Westorientierung also mit der Absicht 
verknüpft, die Republik vor westlichen Eingri en zu schützen. Denn wenn die 
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neue türkische Republik als Teil des Westens und nicht mehr als Feind Europas 
wahrgenommen würde, dann, so der Ansatz der türkischen politischen Elite, 
könnte sie dem Schicksal des Osmanischen Reiches entgehen – das türkische 
Territorium wäre geschützt. 

Historisch sowie aktuell ist der Westen für die Türkei somit sowohl Teil des Pro-
blems als auch Teil der Lösung. Dieser Zusammenhang ist als struktureller Fak-
tor anzuerkennen, welcher die türkische Außenpolitik über die jeweilige Regie-
rung hinaus beein usst. 

Welcher Westen? 

Ankara betrachtet die gegenwärtige Krise der westlichen Staatengemeinschaft 
bezüglich ihres Selbstverständnisses, politischen Modells sowie ihrer Rolle in 
der globalen Ordnung als Resultat einer universalistischen Anmaßung. Nach 
dem Ende des Kalten Krieges habe der kollektive Westen versucht, seine Vor-
stellungen anderen Ländern und Regionen außerhalb des Westens aufzuzwin-
gen, und sei dabei gescheitert. Zugleich habe der universalistische Anspruch 
zu einer westlichen Ignoranz gegenüber vitalen Interessen anderer Akteure, 
wie der Türkei, geführt, deren Rolle nicht ausreichend berücksichtigt wurde.20 
Der Westen hat für Ankara zudem unterschiedliche Facetten: der kulturelle 
Westen, der Westen als Entwicklungsmodell, der geopolitische Westen, der 
institutionelle Westen.21 

Die Durchsetzung eigener, vor allem sicherheitspolitischer Interessen seitens 
Ankaras führt wiederum zum wachsenden Zweifel an der türkischen Westbin-
dung. Dies wird auch in der Türkei registriert. In Reaktion wird dann darauf 
verwiesen, dass unter dem homogenisierenden Etikett „Westen“ ganz unter-
schiedliche Aspekte gemeint sind, zu denen sich die Türkei di erenziert ver-
hält. Sofern also die Verlässlichkeit der Türkei im Westen infrage gestellt wird, 
erfolgt die Gegenfrage: Teil welchen Westens soll man denn bleiben? So ver-
trete man grundsätzlich westliche Werte, sei aber hinsichtlich ihrer konkreten 
Implementierung häu g anderer Meinung. Dieser Unterschied manifestiere 
sich seit dem 7. Oktober 2023 besonders in Bezug auf Israels Kampf gegen die 
Terrororganisation Hamas. 
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Bei westlichen Interessen sei die Türkei ebenfalls bereit, strategische Kompro-
misse einzugehen. Dies müsse indes reziprok erfolgen. Was jedoch nicht der 
Fall sei, denn während fortlaufend Erwartungshaltungen an Ankara gerichtet 
würden, blieben türkische Herausforderungen und Interessen zu häu g unbe-
rücksichtigt. Dieses Ungleichgewicht zeige sich aus türkischer Perspektive vor 
allem bei Syrien, bei Terrorgefahren verbunden mit kurdischen Autonomiebe-
strebungen und bei Russland, dessen geogra sche Nähe zur Türkei ignoriert 
werde. In Fragen des Sanktionsregimes moniert man vor allem, dass es nicht 
mit Ankara abgestimmt, sondern lediglich Gefolgschaft erwartet werde. 

Und dies, so die Argumentation, obwohl die Türkei fester Bestandteil des insti-
tutionellen Westens sei. Tatsächlich trat die Türkei bereits ein Jahr nach der 
Gründung des Europarates 1950 bei. Seit 1963 verbindet die Türkei mit der EU 
ein Assoziierungsabkommen, das 1995 mit Aufnahme in die Zollunion vertieft 
wurde. Auch wenn die 2005 aufgenommenen Beitrittsverhandlungen in die EU 
seit 2016 stillstehen, bleibt die Aufnahme strategisches Ziel o zieller Verlaut-
barungen der türkischen Regierung.22 

Zentral für die türkische Au assung der Rolle im institutionellen Westen ist 
jedoch die NATO-Mitgliedschaft. Hier wurde das Land 1952 frühzeitig Mitglied 
im Verteidigungsbündnis. Seit dem Ende des Kalten Krieges und dem sich ver-
ändernden Ansatz der NATO hin zu einer Allianz, die sich einer liberal-demo-
kratischen Aufgabe verp ichtet fühlt und sich nicht allein als militärisches Ver-
teidigungsbündnis begreift, kommt es indes wiederholt zu Spannungen.23

Ankaras Blick auf die NATO ist zudem von den USA als Führungsmacht geprägt. 
Hier wird vor allem die Kooperation Washingtons mit der kurdischen YPG im 
Norden Syriens sowie das Asyl des islamistischen Predigers Fethullah Gülen, 
der den Putschversuch 2016 initiiert haben soll, als Missachtung türkischer 
Sicherheitsinteressen wahrgenommen. Dieser Zusammenhang bestätigte sich 
auch in dem langwierigen NATO-Aufnahmeprozess Finnlands und Schwedens: 
Als Voraussetzung dafür, dass die nordischen Länder Teil des Bündnisses  
werden konnten, forderte Ankara verstärkte Anstrengungen, gegen internationale 
Netzwerke vorzugehen, die für die Türkei eine terroristische Bedrohung  
darstellen.24 
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Trotzdem ist sowohl die Einsatzbereitschaft wie -fähigkeit seitens der türkischen 
Streitkräfte, im Rahmen von NATO-Einsätzen zu operieren, stark ausgebildet 
und Teil des strategischen Selbstverständnisses der Türkei.25 Die Bedeutung 
der NATO wird auch gesellschaftlich geteilt, wie Umfragen zeigen: Zwischen 
2021 und 2023 stiegen die Zustimmungswerte zu NATO und zu der Bedeutung 
des Verteidigungsbündnisses für die Sicherheit des Landes von 70 auf 80 Pro-
zent.26 

Vor diesem Hintergrund ist es mitunter verständlich, dass es in der Türkei für 
Irritationen sorgt, wenn anhand von impliziten Gegenüberstellungen – wie 
etwa bei der Rede von den „Türkei-NATO–Beziehungen“ – die Verlässlichkeit 
der Türkei infrage gestellt wird, ohne zugleich den kontinuierlichen Beitrag 
Ankaras zu berücksichtigen. 

Das Verhältnis der Türkei zu Russland und China 

a) Blick auf China

In der Türkei wird China vorrangig als Partner wahrgenommen, teils als 
Wettbewerber und so gut wie gar nicht als systemischer Rivale.27 Der türki-
sche Blick auf China ist dennoch von eigenen Ambivalenzen gekennzeichnet. 

Ein Grund dafür ist der chinesische Umgang mit der muslimischen Minder-
heit der Uiguren, für die die Türkei als Turkvolk eine besondere Verantwor-
tung verspürt. So beherbergt die Türkei außerhalb von Zentralasien die 
größte uigurische Diaspora.28 Dennoch ist Ankara mit der Kritik an der  
Kommunistischen Partei Chinas zurückhaltend, um den Eindruck einer  
Einmischung in innenpolitische Angelegenheiten Chinas zu vermeiden.  
Zudem haben sich parallel die wirtschaftlichen Beziehungen intensiviert. 
Seit 2010 verbindet beide Länder eine strategische Partnerschaft. Es folgte 
2015 die Aufnahme der Türkei in das chinesische Großprojekt der Belt and 
Road Initiative.

Die aktuelle Handelsbilanz ist indes durchwachsen. Während die Türkei 
2023 Waren im Wert von 3,3 Milliarden US-Dollar exportiert hat, importierte 
man zugleich Waren aus China im Wert von 45 Milliarden US-Dollar. Die 
Türkei verkauft vorrangig Grundsto e und Produkte mit geringer Wert-
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schöpfung nach China und importiert zugleich eine breite Palette: So ent-
sprechen die zehn größten Importgüter etwa nur knapp 30 Prozent des 
Gesamtimports.29 

Augenscheinlich verschärfen die Handelsbeziehungen somit das türkische 
Handelsbilanzde zit, was langfristig nicht im Interesse Ankaras sein kann. 
Zusätzlich ist darauf hinzuweisen, dass, sofern die strategische Partner-
schaft zwischen beiden Ländern als Anzeichen konsolidierter Allianzen  
jenseits des Westens interpretiert wird, keine zehn Prozent des bilateralen 
Handelsvolumens in anderen Währungen als dem US-Dollar abgewickelt 
werden.

Auch im Hinblick auf Russlands Krieg in der Ukraine bestätigt sich der Befund 
einer ambivalenten Beziehung. Zwar unterstützen Ankara und Peking eine 
unverzügliche Aufgabe der Wa engewalt und setzen sich für diplomatische 
Lösungen ein. Zugleich steht China deutlich stärker an der Seite Russlands, 
indem es darauf verzichtet, die Verantwortung Moskaus an dem Krieg zu 
benennen. Die Türkei verurteilt hingegen das völkerrechtswidrige Vorgehen 
des russischen Militärs klar und spricht sich für einen Status quo ante 2014 
aus. 

Türkische Wa enlieferungen an die Ukraine werden ebenfalls nicht ver-
schwiegen. Im Gegenteil, gerade zu Beginn des Krieges, als türkische Bay-
raktar-Drohnen einen entscheidenden Anteil an der erfolgreichen Schlacht 
um Kyjiw hatten, wurde dies als Beweis für die Leistungsfähigkeit der türki-
schen Rüstungsindustrie in staatsnahen Medien und international ventiliert. 

b) Blick auf Russland 

Für die Türkei ist Russland in erster Linie ein ernst zu nehmender Nachbar, 
und zwar nicht nur im Schwarzmeerraum, sondern auch in Syrien. Seit der 
Beilegung der Kampfjetkrise vom November 2015 hat die Zusammenarbeit 
zwischen der Türkei und Russland erheblich zugenommen.30 Ein wesentli-
cher Unterschied in den Beziehungen zu Russland und China liegt darin, 
dass die Türkei neben den bilateralen Beziehungen mit Russland auch  
in einem komplizierten regionalen Kon iktmanagement mit Russland ein- 
gebettet ist. 
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Kontinuierliche bilaterale Beziehungen zwischen der Sowjetunion und der 
Türkei bestanden neben der türkischen NATO-Mitgliedschaft schon wäh-
rend des Kaltes Krieges. So ist der NATO-Beitritt der Türkei einerseits auf 
Gebietsansprüche Josef Stalins zurückzuführen. Andererseits entsandte die 
Türkei bereits im März 1953 als einziges Land außerhalb des sowjetischen 
Blocks einen o ziellen Vertreter zu Stalins Beerdigung. 

Nicht vergessen werden darf dabei, dass ähnlich wie in Deutschland die  
russisch-türkischen Energiebeziehungen ihre Wurzeln in der Zeit des Kalten 
Krieges haben. Im Jahr 1984 unterzeichneten die Türkei und die Sowjet-
union ein erstes Abkommen über Gasimporte in die Türkei. Heute bezieht 
die Türkei knapp 40 Prozent seines Gases, gut 40 Prozent seines Öls und 
etwa 50 Prozent seiner Kohle aus Russland.31 Des Weiteren sind der Bau-
sektor und der Tourismus wichtige Elemente der bilateralen Beziehungen.32 

Zudem ist die Zusammenarbeit im Bereich der Kernenergie zu einem weite-
ren Pfeiler in den türkisch-russischen Beziehungen geworden. Das Interesse 
Ankaras an dieser Energiequelle reicht bis in die 1960er-Jahre zurück. Die 
Einweihung des von Rosatom gebauten Kernkraftwerks Akkuyu am 27. April 
2023 wurde in der Türkei als „Schritt in die globale Atomliga“ gefeiert. Das 
Atomkraftwerk Akkuyu soll mittelfristig zehn Prozent des türkischen Strom-
bedarfs generieren. Im Gespräch ist zudem der Bau eines zweiten russischen 
Kernkraftwerks in der Türkei.

Was Moskau und Ankara unter Putin und Erdo an besonders verbindet, ist 
das regionale Kon iktmanagement im Nahen Osten, im Südkaukasus sowie 
im Schwarzmeerraum. Insbesondere der Syrienkon ikt forcierte eine ver-
stetigte russisch-türkische Kooperation. Das Modell der Zusammenarbeit, 
das Moskau und Ankara seit 2016 etabliert haben, gründet vor allem auf 
der Interdependenz jeweiliger Interessen in verschiedenen Kon iktgebieten 
sowie auf der Fähigkeit und der Bereitschaft, regionale Probleme robust 
anzugehen und eine für beide Seiten akzeptable Lösung zu nden. Diese 
lösungsorientierte Partnerschaft in regionalen Kon ikten festigt wiederum 
das bilaterale Verhältnis.

Nach dem 24. Februar 2022 hat sich die Bedeutung der Türkei für Russland 
wirtschaftlich gesehen wesentlich erhöht.33 Im Dialog mit Moskau zu bleiben, 
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hat es außerdem ermöglicht, sich als Vermittler zwischen Russland und der 
Ukraine zu positionieren.34 Mit dem unter türkischer Führung beschlosse-
nen Getreide-Abkommen konnte im Juli 2022 ein Weg zur Ausfuhr von Ge-
treide gefunden werden, wodurch eine Zeit lang der Lebensmittelknappheit 
gerade in afrikanischen Ländern entgegengewirkt wurde. Somit bewies sich 
die Türkei als diplomatisch engagierte und erfolgreiche Regionalmacht auf 
der Bühne der internationalen Politik. Auch die in Istanbul im März 2022 
stattgefundenen Verhandlungen zwischen russischen und ukrainischen 
Delegationen stellten zum damaligen Zeitpunkt ein bedeutendes Momen-
tum dar. 

Ankara ist vor allem deshalb in der Lage, als durchsetzungsfähiger Gesprächs- 
und Verhandlungspartner gegenüber Moskau aufzutreten, weil es als  
Mitglied der NATO militärische Abschreckungspotenz vorweisen kann.  
So lautet das Fazit der türkischen Beziehungen zu Russland: Einerseits  
betrachtet Ankara ein belastbares Verhältnis zu Russland als Notwendigkeit, 
andererseits ist Russland aber auch keine Alternative oder gar Ersatz für die 
Beziehungen Ankaras zum Westen. Die Notwendigkeit, mit Russland zusam-
menzuarbeiten, wird wiederum dadurch gestärkt, dass die Türkei sich als 
vom Westen marginalisiert betrachtet.35 

c) Blick auf die „Russland-China-Achse“ 

Während Ankara die bilateralen Beziehungen zu Moskau und Beijing p egt, 
wird die Annäherung zwischen Russland und China in der Türkei langfristig 
mit Sorge beobachtet.36 Denn obwohl Russland sich zunehmend als eurasi-
sche Macht versteht, sieht die Türkei Russland historisch und mental als Teil 
des Westens. Auch kulturell sei Russland dem Westen näher als China. Die 
zunehmende Zusammenarbeit zwischen Moskau und Beijing, bedingt nicht 
zuletzt durch die westlichen Sanktionen gegen Russland, sieht Ankara als 
strategischen Nachteil sowohl für den Westen als auch für Russland, denn 
der einzige Gewinner des gegenwärtigen Trends sei eigentlich China. 

Des Weiteren bleibt ungewiss, welche Auswirkungen eine gestärkte Allianz 
zwischen Russland und China auf die Shanghaier Organisation für Zusam-
menarbeit (SOZ) haben werden. Einerseits ist Ankara seit 2013 ein Dialog-
partner der SOZ, was unterhalb des Beobachterstatus liegt. Die Kooperation 
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mit der SOZ versteht Ankara als potenzielle Alternative zur EU. Anderseits 
möchte die Türkei nicht, dass die SOZ womöglich zu einer NATO-ähnlichen 
eurasischen Organisation wird, da dies die Konfrontation mit dem Westen 
vertiefen würde, was für das NATO-Mitglied Türkei einen gestärkten Kon ikt 
zwischen West und Ost bedeuten würde. 

3.  Wie blickt die Türkei auf Europas/Deutschlands Rolle 
in der neuen Weltordnung?

Ankaras Wahrnehmung der Rolle der Europäischen Union in der neuen Welt-
ordnung kann auf folgende Formel gebracht werden: „wirtschaftlich ein Riese, 
politisch ein Zwerg“.37 

Mit 31,8 Prozent ist die EU der wichtigste Handelspartner der Türkei. 2022 
belief sich das Handelsvolumen auf einen Wert von 198,3 Milliarden US-Dollar. 
Angesichts des Außenhandelsbilanzde zits von mehr als 100 Milliarden  
US-Dollar in den vergangenen zwei Jahren ist es zudem wichtig, dass sich  
die Exporte in die EU (98,7 Milliarden Euro) sowie Importe aus der EU 
(99,6 Milliarden Euro) in etwa ausgleichen. Seit 2012 ist damit ein Handels- 
anstieg von insgesamt 75 Prozent zu verzeichnen.38 

Dennoch wird das geopolitische Gewicht der EU infrage gestellt, da eine politische 
Führung und eine strategische Vision fehlen. Aus Sicht Ankaras ist die sicherheits-
politische Abhängigkeit von den USA entscheidend, da sie der strategischen  
Autonomie der EU entgegensteht. Kritisch gesehen wird auch die Tatsache, dass 
der strategische Kompass der EU keine Rolle für die Türkei vorsieht. 

Gerade die gegenwärtige geopolitische Lage bietet jedoch die Gelegenheit zu 
einer Neuausrichtung der Beziehungen zur EU. Wie Außenminister Fidan  
im August 2023 argumentierte: „In einem Umfeld, in dem die EU- und NATO-
Mitgliedschaft aller Balkanländer, der Republik Moldau und sogar der Ukraine 
diskutiert wird, ist die Unterbrechung des EU-Beitrittsprozesses der Türkei 
eine strategische Blindheit.“ Daraus schlussfolgert Fidan: „Die Europäische 
Union kann ohne die Türkei nicht wirklich ein globaler Akteur sein.“39 Zugleich 
sind die Erwartungen an die EU mit der Frage verknüpft, ob die Rolle der  
Türkei in einer zukünftigen Sicherheitsarchitektur weiterhin die eines Pu er-
staates oder eines integralen Bestandteil Europas sein wird.40 
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Unabhängig von der zukünftigen Sicherheitsarchitektur der EU ist das Verhältnis 
zur Türkei langfristig mit zwei strukturellen Problemen belastet. 

Erstens geht es um die Spannungen zwischen der Türkei und Griechenland 
um Inseln in der Ägäis und um den weiterhin ungelösten Zypernkon ikt. Aus 
Sicht Ankaras ist die Situation im östlichen Mittelmeerraum nicht zuletzt des-
wegen problematisch, da die EU gleichzeitig als ein interessengeleiteter Akteur 
sowie als Schiedsrichter auftritt.41 Das Spannungsverhältnis ist auch darauf 
zurückzuführen, dass die türkische Außenpolitik ihrerseits sowohl beim  
Zypernkon ikt als auch beim Streit um ägäische Inseln zwar interessenorientiert 
ist, aber dennoch die Au assung vertritt, rechtebasiert vorzugehen. Die Inte-
ressenlage umfasst Erdgasvorkommen, Sicherheitsperzeptionen sowie Isolie-
rungsängste; die Türkei versteht ihr Handeln als rechtebasiert, was etwa die 
Rechte der türkischen Zyprioten betri t und die Remilitarisierung ägäischer 
Inseln nach dem Lausanne-Vertrag. 

Vor allem im östlichen Mittelmeer kommt Deutschland eine Schlüsselrolle zu, 
um Spannungen zu moderieren. Ankara misst dabei Berlin aufgrund enger 
sozialer und wirtschaftlicher Beziehungen eine besondere Bedeutung bei: 
Deutschland wird im deutlichen Gegensatz zur EU als ehrlicher Makler wahr-
genommen, der beide Seiten zusammenbringen kann.42 

Zweitens bestehen zwischen der Türkei und der EU grundsätzliche Divergen-
zen, was die exakten Voraussetzungen für eine EU-Mitgliedschaft sein sollen. 
Während die EU o ziell auf die Annahme und Einhaltung des Acquis commu-
nautaire verweist, unterschlägt Brüssel, wie zentral politischer Wille für die 
Aufnahme in die Union ist. Ankara betont seinerseits geopolitische Verände-
rungen, die die Einbindung der Türkei unerlässlich machen, und unterschätzt 
dabei, wie zentral der Aspekt eines geeinten Rechtsrahmens für Brüssel ist. 
Solange der EU-Beitrittsprozess unklar bleibt, wird auch das asymmetrische 
Verhältnis die Türkei-EU-Beziehungen belasten. 

85



4.  Ausblick und Handlungsempfehlungen für deutsche 
und europäische Akteure

Was bedeutet dies nun im Umgang mit der Türkei aus europäischer und deut-
scher Perspektive? Grundsätzlich sollte die Aufgabe deutscher und europäi-
scher Politik darin bestehen, beidseitige Interessen auf Überschneidungen hin 
zu überprüfen und in konstruktive Lösungen zu transformieren. In Bezug auf 
die Türkei wäre dazu ein erster Schritt, ihren Bedeutungszuwachs anzuerken-
nen, ohne deshalb Di erenzen zu verschweigen. Dies wäre dann in einer Tür-
kei-Strategie abzubilden, wie sie vor Kurzem die deutsche Bundestagsabge-
ordnete Serap Güler (CDU) gefordert hat.43 

Für Europa und Deutschland sollte dabei Ausgangspunkt sein, die mitunter 
exklusive Logik eigener Ansätze und Vorstellungen kritisch zu hinterfragen. 
Sofern ein Schlüsselakteur wie die Türkei in nicht wenigen Feldern weder iden-
tische Mittel noch identische Ziele hat, bleibt eine deutsche und europäische 
Ambiguitätstoleranz unerlässlich. Zumal in Ländern wie Syrien, die Deutsch-
land und Europa nur sehr bedingt beein ussen können, die aber aufgrund der 
damit verbundenen Migrationsproblematik ein vitales Interesse betre en. 

Doch auch in Regionen, in denen sowohl Deutschland und Europa wie auch 
die Türkei als Akteure in Erscheinung treten, ist das Verhältnis eher im Sinne 
einer Komplementarität und nicht einer Rivalität zu betrachten. Inwiefern  
diese Situationen in strategische Partnerschaften überführt werden können, 
ist für jeden Fall individuell zu entscheiden. Voraussetzung dafür ist, dass 
Deutschland und die EU Bereiche von strategischem Interesse für die Koope-
ration mit der Türkei identi zieren: Hier sollten Konnektivität, Logistik, Energie 
beziehungsweise Green Deal und sicherheitspolitische Aspekte Priorität haben.

Konkret sollte Deutschland sich in Bezug auf die Türkei dafür einsetzen, die 
2019 eingestellten hochrangigen Dialogformate für den Bereich Wirtschaft, 
Energie und Transport wieder aufzunehmen. Mittelfristig kann das Kapitel 15 
zu Energie im Rahmen der EU-Beitrittsverhandlungen erö net werden. Innen- 
und europapolitische Bedenken, gegenwärtig ein neues Kapitel der Beitritts-
verhandlungen zu erö nen, können aufgrund des allgemein akzeptierten Zeit-
drucks beim Klimawandel entkräftet werden. 
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Auf nationaler Ebene ist bereits eine intensivierte Zusammenarbeit in Energie-
fragen zu verzeichnen: Die Deutsche Energie-Agentur hatte 2011 die deutsch-
türkische Energiepartnerschaft ins Leben gerufen. Heute ist diese Partnerschaft 
seitens des Wirtschafts- und Klimaministeriums in das Deutsch-Türkische 
Energieforum transformiert worden, in dessen Rahmen Bundesminister  
Robert Habeck (Bündnis 90/Die Grünen) im Oktober 2023 die Türkei besuchte. 
Hinzu kommt, dass das deutsche Außenministerium die Türkei als einen Kli-
mastandort designiert hat. Der türkische Energieminister Alparslan Bayraktar 
(AK-Partei) ist seinerseits auf der Suche nach internationalen Partnern, um das 
Potenzial der Türkei bezüglich grüner Energiewirtschaft zu entwickeln. 

Für die EU wäre damit eine türkische Anpassung an eigene rechtliche Regula-
rien verbunden, über die europäische Standards gefestigt würden. Ebenfalls 
würde die häu g genannte „positive Agenda“ zwischen der EU und der Türkei 
einen konkreteren Inhalt erhalten. Die Türkei pro tiert ihrerseits davon, in 
diesen Fragen mit europäischen Akteuren zusammenzuarbeiten, da sich so 
das Handelsde zit mit China nicht noch zusätzlich verstärkt. Indem die türki-
sche Energieinfrastruktur stärker in europäische Netzwerke integriert wird, 
sollte die Kooperation mit Ankara als zusätzliche Gelegenheit zur Diversi zie-
rung der eigenen Energieversorgung begri en werden. Bei Erfolg könnte mit-
telfristig auch die Modernisierung der Zollunion wieder Thema werden.

Zur Abstimmung von Positionen zu geopolitischen Entwicklungen und regiona-
len Herausforderungen, die sowohl für die Türkei als auch für Deutschland 
von sicherheitspolitischer Bedeutung sind, sollte Deutschland eine Dialogplatt-
form mit der Türkei einrichten. Als Beispiel dient etwa das Format der Hoch-
rangigen Kooperationsräte (High Level Cooperation Councils), die die Türkei 
mit mehr als 20 Ländern unterhält. Möglich wäre auch ein Format, das analog 
zu dem von Ankara und Washington im April 2022 installierten strategischen 
Mechanismus funktioniert. Denn trotz aller Di erenzen bietet eine solche 
Plattform die Möglichkeit, bilaterale Angelegenheiten zu adressieren und  
regionale Fragen von gemeinsamem Interesse zu koordinieren.
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Magdalena Jetschgo-Morcillo, Lewe Paul

Die vorangegangenen vier Länderstudien mit ihren Handlungsempfehlungen 
detailliert zusammenzufassen ist nicht das Ziel dieses Abschnitts. Vielmehr soll 
versucht werden, Lehren aus diesem Projekt so zu synthetisieren, dass sie im 
besten Fall auch über die vier Länder hinaus Denkanstöße liefern können.

Vom „Lagerdenken“ verabschieden – für mehr  
Ambiguitätstoleranz

Bei der Analyse der „Partnerfähigkeit“ eines Landes wird in Deutschland tradi-
tionell auf die Nähe beziehungsweise Distanz des jeweiligen Landes zum Wes-
ten Bezug genommen. In einer Welt, die stetig an Komplexität zunimmt, kann 
der Westen als politische Kategorie manchmal für einen besseren Überblick 
nützlich sein. Für ein tieferes Verständnis der Umbrüche auf globaler Ebene ist 
der Begri  jedoch wenig hilfreich. Ironischerweise hat gerade Putins Angri s-
krieg auf die Ukraine dem Begri  kurzfristig sogar zu einer Renaissance ver-
holfen, wenn auch die folgenden Abstimmungen in den Vereinten Nationen 
schnell zeigten, wie fragil ein vermeintlich westlicher Block ist. 

Als Analysekategorie für mögliche Partner Deutschlands und der EU sollte der 
Westen jedoch ausgedient haben. Man muss sich nicht die Argumentation der 
Türkei zu eigen machen, wenn diese auf Vorwürfe mangelnder Loyalität sei-
tens der EU fragt, welchem Westen sie denn die Treue halten solle. Es ist je-
doch anzuerkennen, dass – wie auch beim Begri  des Globalen Südens – eine 
Zweiteilung der Welt ihrer heutigen Komplexität nicht gerecht wird und auch 
der Begri  des Westens politisch nicht neutral, sondern eher normativ über-
frachtet und exklusiv ist.  

Vielmehr ist von Deutschland und der EU mehr Toleranz für politische Ambi-
guitäten vonnöten, um in der sich im Umbruch be ndenden Welt gute und 
funktionierende Partnerschaften zu bauen. Das heißt: Deutschland und die EU 
müssen darauf vorbereitet sein, dass sich (mögliche) Partner pragmatisch und 
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fordernd positionieren. Vermeintliche Inkonsistenzen in Fragen der internatio-
nalen Ordnung sind oft Ausdruck einer interessengeleiteten Außen-, Wirt-
schafts- und Handelspolitik, die darauf zurückzuführen sind, dass alternative 
Angebote zur Kooperation bestehen. 

In Fällen von geopolitischen Gemeinsamkeiten bei gleichzeitigen Di erenzen 
über innenpolitische Entwicklungen (wie bei Indien) würde ein Mehr an Ambi-
guitätstoleranz Deutschland und der EU auch helfen, dennoch die Zusammen-
arbeit zu suchen und die übergeordnete Bedeutung einer Partnerschaft – an-
stelle des Insistierens auf politische Zugeständnisse in deren Einzelaspekten 
– in den Vordergrund zu stellen.

Deutschland und die EU müssen Zeit und Ressourcen aufbringen, um mit 
Schlüsselakteuren divergierende Positionen in relevanten Fällen auch auszu-
tragen und im Idealfall anzunähern. Dabei sind Mehrdeutigkeiten mehr als bis-
her auszuhalten, auf vorgefertigte Positionen ist zu verzichten – insbesondere, 
wenn diese den Anspruch einer moralischen Richtigkeit erheben. Vor allem 
sollten es Deutschland und die EU möglichst vermeiden, den Partnerländern 
eine Entscheidung „für eine Seite“ abzuverlangen.  

Die „Zugeneigten“ nicht vernachlässigen 

Länder, die einer Zusammenarbeit mit Deutschland und der EU (noch) o en 
gegenüberstehen, in denen vielleicht eine Tradition der Zusammenarbeit be-
steht und (noch) Spielräume existieren, wie in dieser Studie vor allem in Kenia 
und Kolumbien, sollten nicht fälschlicherweise als „selbstverständliche Part-
ner“ und „tendenziell im westlichen Lager“ gesehen werden. Dies kann zu ei-
ner schleichenden Vernachlässigung führen und wird oft von diesen als solche 
wahrgenommen. 

Stattdessen ist der Dialog mit diesen Ländern aktiv zu suchen und zu intensivie-
ren – und sie sind als wichtige Kommunikationsadern und Brückenbauer in den 
sogenannten Globalen Süden zu verstehen. Länder in diesem Spektrum bieten 
sich besonders an für einen ergebniso enen Austausch zu kritischen Themen 
(etwa Kompensationszahlungen für Klimaschäden). 
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Dabei sollten Deutschland und die EU vorbereitet sein, eigene Positionen zu 
hinterfragen und sich fallweise auf die andere Seite zuzubewegen. Dass die EU 
freilich nicht immer mit einer Stimme spricht und oft unterschiedliche Signale 
an die Partnerländer übermittelt, ist nicht hilfreich. Was die Bewertung der 
Veränderungen der globalen Ordnung angeht, sind zwischen Deutschland 
beziehungsweise der EU und den Partnerländern auch Divergenzen festzustel-
len. Diese zu erkennen, ist zentral, um im politischen Dialog nicht aneinander 
vorbeizureden.

Weil mittelgroße Länder wie Kenia und Kolumbien in den aktuellen internatio-
nalen Diskussionen weniger im Mittelpunkt stehen als beispielsweise Indien, 
Brasilien und Südafrika als Mitglieder der ursprünglichen BRICS-Gruppe und 
sie über geringere politische, ökonomische und demogra sche Ressourcen 
verfügen, ist es nicht ausgeschlossen, dass Deutschland oder die EU dort mit 
überschaubarem Mitteleinsatz verhältnismäßig viel erreichen können. In Zei-
ten von knapper werdenden eigenen Ressourcen ist diese Abwägung für das 
deutsche Außenhandeln kein zu vernachlässigender Aspekt. Außerdem könn-
ten sich die guten Beziehungen auch in internationalen Organisationen, in 
denen das Prinzip „Ein Land, eine Stimme“ gilt, bezahlt machen. 

Reformansätze der Partnerländer für das internationale 
System unterstützen

Alle untersuchten Länder erheben nachvollziehbare Ansprüche auf eine grö-
ßere Repräsentation und Mitsprache im internationalen System. Über eine 
neue Weltordnung nachzudenken, heißt auch, sich ernsthaft mit diesen An-
sprüchen und Erwartungen auseinanderzusetzen und, wo möglich, diese zu 
unterstützen. Nur so können Deutschland und die EU diesen Prozess kon-
struktiv begleiten und als vertrauensvolle Partner bei einer Reform des inter- 
nationalen Systems wahrgenommen werden. 

Dabei ist besonders wichtig, den (potenziellen) Partnerländern genau zuzuhören, 
welche Reformen beziehungsweise Veränderungen sie anstreben (beispiels-
weise im Bereich der internationalen Finanzinstitutionen oder beim UN-Sicher-
heitsrat), um dann zu prüfen, wo sich diese Anliegen mit eigenen Interessen 
überschneiden oder ihnen zumindest nicht entgegenstehen.   
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Realistischerweise wird eine Reform des internationalen Systems nicht ganz 
ohne substanzielle Zugeständnisse (wie bei den Schuldenerlässen oder der 
Neuverteilung von Stimmrechten in internationalen Organisationen) Deutsch-
lands und der EU zugunsten der bisher unterrepräsentierten Länder möglich 
sein. In Zeiten angespannter Haushalte und einer grundlegenden Legitimitäts-
debatte von Entwicklungszusammenarbeit in Deutschland könnten Reforman-
sätze aus dem Blick geraten, anstatt sie mit der nötigen Weitsicht zu verfolgen, 
damit Deutschland und die EU nicht an Glaubwürdigkeit verlieren.

Mehr Strategie und Kohärenz in der deutschen  
Außenpolitik 

Die Schlussfolgerungen aus den vier Länderanalysen zeigen, dass ein vertief-
tes Wissen und Verständnis der tatsächlichen Interessen und dringendsten 
Bedürfnisse eines Landes zentral sind, will Deutschland seine Zusammen-
arbeit mit jenem Land auf- oder ausbauen. Abgesehen von der Förderung der 
Länderexpertise, wie eine der Empfehlungen der Indien-Analyse lautet, sind 
die deutschen Auslandsvertretungen für das Erkennen der Bedürfnisse und 
Interessen essenziell. Dass diese in den vergangenen zehn bis 15 Jahren zu-
gunsten von Stellen in Berlin jedoch reduziert wurden, ist in diesem Kontext 
von Nachteil. 

Außerdem sollte Deutschland sich darauf besinnen, wie es seine beträchtli-
chen Ressourcen in der internationalen Zusammenarbeit noch besser im eige-
nen strategischen Interesse einsetzen kann. Insbesondere in Zeiten knapper 
werdender Ressourcen ist eine gute Abstimmung der im deutschen Regie-
rungsauftrag tätigen Organisationen vor Ort wichtiger denn je.

Im konkreten Fall eines spezi schen Landes muss Deutschland klar benennen, 
welche die Prioritäten in der Zusammenarbeit mit dem Land sind – es ist 
schließlich ein Unterschied, ob es um Rohsto e, die Wahrung freier Seewege, 
die Zusammenarbeit in internationalen Organisationen oder die Anwerbung 
von Arbeitskräften geht. 

Zu einer e zienten Außenpolitik gehören neben der Kenntnis des Partner- 
landes und einer klaren Kommunikation der eigenen Prioritäten jedoch auch 
kohärente Strategien. Sie sollten nicht nur Werte und Grundsätze festlegen, 
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sondern auch die deutschen Interessen und Ziele über Politikbereiche wie 
Handel, Wirtschaft, Entwicklung, humanitäre Hilfe und Sicherheit hinweg klar 
de nieren und geostrategische Aspekte einbeziehen. Die Ausarbeitung solcher 
ressortübergreifenden Strategien ist zu priorisieren, damit Partnerländer über 
eine bessere Grundlage verfügen, auch längerfristige Interessensüberschnei-
dungen zu erkennen.

Durch die Verknüpfung dieser nach außen und innen gerichteten Elemente 
könnte Deutschland eine Politik des wertegeleiteten Pragmatismus anstoßen 
und in seinem internationalen Auftreten sowohl an Attraktivität als auch  
an Glaubwürdigkeit gewinnen – und sich somit von anderen Akteuren unter-
scheiden.
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Vergleichsland 
Indien
Kenia
Kolumbien
Türkei

Abstimmungsverhalten von Indien, Kenia, Kolumbien und der Türkei in der 
UN-Vollversammlung im Vergleich zu weiteren Ländern
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Deutschland
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Südafrika
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Anmerkungen: Wenn zwei Länder in der Politik gemäß ihrem Abstimmungsverhalten oft über-
einstimmen, liegen ihre „idealen Punkte“ im Diagramm nahe beieinander. Wenn zwei Länder 
sich eher uneinig sind, liegen ihre „idealen Punkte“ weit auseinander.
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In Zeiten globaler Machtverschiebungen und geopolitischer Fragmentierungen 
ist es eine Herausforderung für Deutschland und die Europäische Union, 
stabile und für beide Seiten attraktive Partnerschaften zu bauen. Selten wird 
dabei die Perspektive der (potenziellen) Partnerländer in den Blick genommen. 
Was sind ihre zentralen Interessen, welche spezi schen Abhängigkeiten prägen 
ihre außenpolitischen Entscheidungen, in welche regionalen Ordnungen sind 
sie eingebunden? Und was bestimmt ihren Blick auf Deutschland und die EU? 

Diesen und anderen Fragen hat sich dieses Projekt gewidmet. Mit Indien, 
Kenia, Kolumbien und der Türkei wurden vier Länder aus vier Weltregionen in 
den Blick genommen und deren außenpolitische Positionie rungen genauer 
untersucht. Am Ende steht der Versuch, Rückschlüsse für die (Außen-)Politik 
Deutschlands und der Europäischen Union im Umgang mit diesen und 
anderen Staaten, zu denen strategische Partnerschaften intensiviert und 
ausgebaut werden sollen, zu ziehen.


